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Anhang: Quellenangaben und weitere Infos

Die Video-Screenshots stammen von 
https://www.youtube.com/watch?v=MQwuhbLczgI
bzw. www.mistahi.com     

75 Jahre UN-Menschenrechtserklärung 
und deren Beerdigung in Gaza
Seite 3 bis 5
Der Beitrag erschien zunächst am 25.11.2023 bei 
www.manova.news und wurde von der Autorin für das 
FriedensJournal gekürzt und aktualisiert:
https://www.manova.news/artikel/die-beerdigung-der-
menschenrechte

Fußnoten
[1] www.bip-jetzt.de https://bip-jetzt.de/2023/10/21/bip-
aktuell-277-eine-sprache-die-man-noch-nie-gehoert-hat/ 
[2] https://www.ochaopt.org/content/hostilities-gaza-strip-
and-israel-flash-update-72, 18.12.2023
[3] Ralf Michaels, 22. November 2023,  
https://geschichtedergegenwart.ch/staatsraeson-zum-
gebrauch-des-begriffs-nach-dem-7-oktober/ 
[4] SPIEGEL-online 6.11.23, 
https://www.spiegel.de/ausland/publizist-gideon-levy-
ueber-nahostkonflikt-es-werden-immer-mehr-israelische-
soldaten-sterben-und-die-stimmung-wird-noch-
aggressiver-werden-a-c62eadad-178b-4029-b811-
1dd0f9b597b6 
[5] https://www.juedische-stimme.de/20-jahre-j
%C3%BCdische-stimme:-rede-unseres-vorsitzenden-
[6] https://www.tagesschau.de/inland/israel-deutschland-
ruestungsexporte-100.html 

Gazakrieg: Alle Beteiligten müssen sich 
ans Völkerrecht halten
Seite 5 (Teil 1) und Seite 10 (Teil 2)
Quelle: 
https://www.zeitgeschehen-im-fokus.ch/de/newspaper-
ausgabe/nr-19-vom-22-dezember-2023.html#article_1617
Die verwendeten Auszüge enthalten auch Fußnoten mit 
Quellenangaben die im Originalbeitrag abrufbar sind.

Der Westen beklagt «Gräueltaten» und 
unterstützt gleichzeitig Israels Genozid in 
Gaza
Seite 8 bis 10 
Quelle: https://www.declassifieduk.org/the-west-agonises-
over-an-atrocity-upsurge-while-backing-israels-genocide-in-
gaza/, 11. Dezember 2023

Deutsche Fassung: https://schweizer-standpunkt.ch/news-
detailansicht-de-international/der-westen-beklagt-
graeueltaten-und-unterstuetzt-gleichzeitig-israels-genozid-
in-gaza.html – 21. Dezember 2023
Dort finden sich auch Hinweise zum Autor. 

Fußnoten
[1] https://www.theguardian.com/law/2023/dec/08/un-and-
us-efforts-to-stop-mass-atrocities-have-waned-activists-
warn
[2] https://www.aljazeera.com/features/2023/11/17/israels-
weapons-industry-is-the-gaza-war-its-latest-test-lab
[3] https://www.unicef.org.uk/press-releases/more-than-
11000-children-killed-or-injured-in-yemen-unicef/
[4] https://responsiblestatecraft.org/ukraine-russia-talks/
[5] https://www.middleeasteye.net/opinion/russia-ukraine-
us-invasion-paved-how

Kampf für „Frieden und Gerechtigkeit im 
Nahen Osten“
Seite 11
Der ungekürzte Redetext findet sich online auf:
https://friedensratschlag.de/2023-12-16_palaestina-rede/
und beinhaltet auch den Link zu einem Presseartikel des 
örtlichen Gießener Anzeiger (mit einem irreführenden Titel): 
https://www.giessener-allgemeine.de/giessen/hamas-
muss-vernichtet-werden-92733949.html

Für ein Szenario des Friedens im 
Nahostkonflikt
Seite 12
Der vollständige Text ist abgedruckt:
https://friedensratschlag.de/friedensratschlag-2023/beitrag
-von-norman-paech/
auch in der Jungen Welt vom 21.12.2023: 
https://www.jungewelt.de/artikel/465763.gazakrieg-f
%C3%BCr-ein-szenario-des-friedens.html 

Frieden und gemeinsame Sicherheit auch 
mit Russland
Seite 14 bis 18
Das Manuskript ist auch online abrufbar unter:
https://friedensratschlag.de/friedensratschlag-2023/vortrag
stext-krone-schmalz/
mit Link zu der Videoaufzeichnung des Vortrages, der auch 
direkt aufgerufen werden kann mit 
https://www.youtube.com/watch?v=9jMXs4kkMFw
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Liebe Leserinnen und Leser,
diese Ausgabe ist geprägt vom an-

dauernden Gaza-Krieg, der alle bisheri-
gen Vorstellungen von Massakern an 
der Zivilbevölkerung sprengt. Wir stel-
len ihn in den Kontext des 75. Jahresta-
ges  der  Allgemeinen  Erklärung  der 
Menschenrechte  -  siehe  unsere  Titel-
grafik und die Hinweise unten.

Für die im neuen Jahr anstehenden 
Aktivitäten  können  wir  trotz  der  äu-
ßerst  widrigen  Umstände  zuversicht-
lich sein.

Die  erfolgreiche  bundesweite  De-
monstration und Kundgebung in Ber-
lin am 25.11.2023 mit über 20.000 Teil-
nehmenden hat gezeigt, dass die Frie-
densbewegung  trotz  aller  Spaltungs-
versuche  zu  gemeinsamen  Aktionen 
fähig ist.

Auch der 30. bundesweite Friedens-
ratschlag  zwei  Wochen  später  zeigte 
eine bemerkenswerte Kontinuität. Auf 
Seite 19 haben wir eine gekürzte Fas-
sung der Abschlusserklärung des Bun-
desausschusses  Friedensratschlag 
abgedruckt.  Sie  verweist  auf  kom-
mende Aktionen und noch zu dis-
kutierende Aktivitäten zu wichtigen 
Anlässen wie dem 75. Jahrestag der 
NATO-Gründung und den EU-Wah-
len Anfang Juni.

Eine besondere Rolle spielen da-
bei  zunehmend  die  sozialen  Ver-
werfungen durch die hemmungslo-
se  Aufrüstung  bei  gleichzeitigem 
drastischen Sozialabbau angesichts 
der  aktuellen  Haushaltskrise.  Des-
halb ist auch der 27. Februar als Stich-
tag für zwei Jahre „Zeitenwende“, aus-
gerufen  am  27.2.2022  von  Bundes-
kanzler Olaf Scholz, als besonderer An-
lass zu berücksichtigen.

Vorerst gilt aber unsere konzentrier-
te Vorbereitung und Mobilisierung von 
Anlässen, die regelmäßig im Frühjahr 
auf der Agenda stehen. Für die Oster-
märsche Ende März laufen bei Redakti-
onsschluss dieser Ausgabe bereits re-

gionale Vorbereitungen mit Aufruftex-
ten. Ein interessanter Ansatz dafür wä-
re  der  im Friedensbündnis  NRW aus-
diskutierte Grundkonsens von 19 Initi-
ativen  und  Organisationen,  der  als 
Blaupause  für  kurze,  prägnante  und 
weitestgehend  unstrittige  Positionen 
dienen könnte. Wir haben ihn deshalb 
auf der letzten Seite abgedruckt.

Parallel verlaufende Aktivitäten wer-
den  sich  in  diesem  Frühjahr  leider 
nicht  vermeiden  lassen,  wie  für  die 
Proteste  gegen  die  Sicherheitskonfe-
renz in München sowie auch bei  den 
Ostermärschen absehbar. 

Unsere Aufgabe ist es daher, an den 
tatsächlich  vorhandenen  Grundkon-
sens anzuknüpfen und vor allem frie-
denspolitische Aktivitäten von Migran-
tengemeinschaften  solidarisch  zu  un-
terstützen.  Dies  gilt  aktuell  natürlich 
vor  allem  für  die  Palästinenser  in 
Deutschland, die derzeit Demonstrati-
onsverboten und Kriminalisierungsver-
suchen ausgesetzt sind.

Karl-Heinz Peil

Verlesen einer Solidaritätsadresse an eine 
gleichzeitig zum Friedensratschlag in 
Kassel am 9.12.2023 stattgefundene 
Kundgebung (Foto: KP, gemeinfrei)
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Grafische Zusammenstellung auf der Titelseite:
Die Darstellung der ersten drei von 30 Artikeln umfassenden 
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte wurde 
entnommen von: www.unric.org
Die Fotografien und die Nakba-Grafik wurden entnommen 
von www.palaestina-portal.eu
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Analyse

75 Jahre UN-Menschenrechtserklärung und deren Beerdigung in Gaza
von Annette Groth

Am  10.  Dezember  1948  verabschie-
dete die UN-Vollversammlung die Allge-
meine  Erklärung  der  Menschenrechte 
(AEMR), zu denen auch das Recht auf Le-
ben  gehört.  Mit  über  18.800  Toten 
(Stand  19.12.2023),  davon  fast  70% 
Frauen und Kinder, durch die unfassba-
ren  Bombardierungen  des  Gazastrei-
fens, sind die Menschenrechte 75 Jahre 
später  außer  Kraft  gesetzt,  eine  Kata-
strophe.  Wie  ist  die  unbeschreibliche 
Brutalität zu erklären? 

Laut Khaled Elgindy, Direktor des Pro-
gramms  für  Palästina  und  palästinen-
sisch-israelische  Angelegenheiten  am 
Middle East Institute, ist die Entmensch-
lichung der Palästinenser durch die isra-
elische Rhetorik ein wesentlicher Grund. 
Indem man sie als „menschliche Tiere“ 
bezeichnet, wird den Palästinensern das 
Menschsein abgesprochen. Damit ist die 
letzte moralische Barriere gefallen, und 
israelische Soldaten und Siedler wissen, 
dass  ihnen  keine  Strafe  für  das  Töten 
von  Kindern,  Frauen  und  Zivilisten 
droht. 

Für den jüdischen Experten für Völker-
mord und Holocaust, Raz Segal, ist die 
Darstellung  anderer  Volksgruppen  als 
weniger  menschlich  ein  typisches  Ele-
ment  des  Völkermords.  Der  israelische 
Angriff auf den Gazastreifen ist für Se-
gal nach den Kriterien der Völkermord-
konvention der Vereinten Nationen von 
1948 ein "Lehrbuchfall". 

Völkermord mit Ansage
Dass es sich um Völkermord mit An-

sage handelt, zeigen beispielhafte Aus-
sagen.  Israels  Verteidigungsminister 
Yoav Gallant: 
"Ich  habe  eine  vollständige  Belagerung  
des Gazastreifens angeordnet. Es wird kei-
nen Strom geben, keine Lebensmittel, kei-
nen  Treibstoff,  alles  ist  geschlossen.  Wir  
kämpfen  gegen  menschliche  Tiere,  und 
wir handeln entsprechend. … Wir werden  
alles liquidieren."

Energie-  und  Wasserminister  Yisrael 
Katz:  
”Sie  werden  nicht  einen  Tropfen  Wasser  
oder eine einzige Batterie erhalten, bis sie  
die Welt verlassen.” [1]

1948: Jahr der Menschen-
rechte und der NAKBA

Im  gleichen  Jahr  der  Verabschie-
dung  der  Menschenrechte  wurden 
750 000 Palästinenser mit Gewalt  von 
ihrem  Land  vertrieben.  Das  ist  die 
NAKBA - arabisch für Katastrophe.

Seit  der  NAKBA  im  Jahre  1948 
schaut  die  internationale  Staatenge-
meinschaft den zahlreichen massiven 
Menschenrechtsverletzungen  durch 
israelische Regierungen,  Militärs  und 
Siedler  mehr  oder  weniger  schwei-
gend zu. 

Während der  Westen bei  unliebsa-
men Ländern, wie dem Iran und Kuba, 
sehr umfangreiche Embargomaßnah-
men verhängt, muss Israel nicht ein-
mal den Verlust von Vergünstigungen, 
wie privilegierte Wirtschaftsbeziehun-
gen, befürchten. 

Stattdessen macht die EU über das 
EU-Israel  Assoziierungsabkommen 
durchgehend  gute  Geschäfte  mit  Is-
rael, immer vorne dabei die USA und 
Deutschland.  Die  deutschen  Rüs-
tungsexporte  nach Israel  haben sich 
nach  Angaben  aus  dem  Bundeswirt-
schaftsministerium in diesem Jahr im 
Vergleich zu 2022 fast verzehnfacht.[6]

Da  das  EU-Israel  Assoziierungsab-
kommens  eine  Menschenrechtsklau-
sel beinhaltet, ist eine Suspendierung 
schon lange überfällig! Im Jahr 75 der 
Erklärung der Menschenrechte würde 

die  EU-Kommission  mit  der  Suspen-
dierung  ein  kleines  Zeichen  für  die 
Menschenrechte setzen!

Jetzt sind wir Zeugen einer weiteren 
NAKBA in Gaza mit über 18 800 Toten 
und über 1,9 Millionen Vertriebenen. 
Während die internationale Aufmerk-
samkeit  auf  Gaza  liegt,  nimmt  auch 
die  gewaltsame  NAKBA  im  Westjor-
danland beängstigende Ausmaße an.

Seit dem 7. Oktober 2023 sind laut 
OCHA 278 Palästinenser, darunter 70 
Kinder,  getötet  (Stand  16.12.2023) 
und mindestens 3000 inhaftiert  wor-
den, die meisten ohne Gerichtsverfah-
ren.  Die  Misshandlungen  sind  grau-
sam,  menschenunwürdig  und  erin-
nern  an  Abu  Graib  im  Irak,  wo 
schreckliche  Folterungen  durch  US-
Soldaten stattfanden. 

Insgesamt wurden seit Anfang des 
Jahres 2023 499 Palästinenser ermor-
det.  Armut  und Arbeitslosigkeit  neh-
men rasant zu, weil tausenden Palästi-
nensern  die  Arbeitserlaubnis  für  Is-
rael entzogen wurde. 

Siedlergewalt im 
Westjordanland

Auch die Siedlergewalt gegen Paläs-
tinenser in der Westbank hat seit Ok-
tober  enorm  zugenommen;  die  UN 
zählt 7 Gewaltakte täglich. Siedler de-
molieren  Häuser  und  Olivenbäume, 
stehlen Ziegen- und Schafherden und 
drohen den Einwohnern mit dem Tod, 
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Analyse

wenn sie ihre Häuser und den Ort nicht 
verlassen. 

Seit dem 7.10.2023 wurden mehr als 
2000 Palästinenser in der Westbank und 
Ost-Jerusalem von israelischen Siedlern 
vertrieben. Polizei oder Militär lassen sie 
gewähren oder unterstützen die bruta-
len Angriffe und Vertreibungsaktionen. 
[2]

Anzahl Todesopfer und Verletzte:
1. in Israel – 2. Menschen im Gaza-Streifen 
– 3. Westjordanland – 4. IDF-Verluste im 
Gaza-Streifen

Quelle: Statista, 21.12.2023

„Staatsräson“ in Deutschland
Seit  dem Überfall  der  Hamas auf  Is-

rael am 7.10.2023 sind sehr viele Artikel 
publiziert worden, viele mit Unwahrhei-
ten  oder  fake  news.  Artikel  und Inter-
views aus dem Spektrum der Jüdischen 
Stimme für gerechten Frieden in Nahost 
oder von jüdischen, israelischen Wissen-
schaftlern,  Friedensaktivisten  und 
Künstlern, die die israelische Regierung 
und Armee hart kritisieren, sind in den 
deutschen Mainstreammedien selten zu 
finden. 

Wie  bei  Corona  und  beim  Ukraine-
krieg  werden  Kritiker  beschimpft  und 
„gecancelt“.  Bei  Israel  wird  immer  auf 
die unverbrüchliche deutsche „Staatsrä-
son“ verwiesen.  Ralf  Michaels,  Direktor 
am  Max-Planck-Institut  für  ausländi-

sches und internationales Privatrecht 
in Hamburg, bemerkt dazu:
„[Eine] solche Staatsräson, die als bloße  
abstrakte  Referenz  genutzt  und  weder  
durch staatliche Interessen noch durch  
konkrete  moralische  Erwägungen  ge-
rechtfertigt wird, ist nicht ein Ausdruck  
von  „Verantwortung“,  sondern  umge-
kehrt von Verantwortungslosigkeit. …
Und schlimmer: dieser Verweis auf eine  
vermeintliche  Staatsräson  wird  in  
Deutschland dazu genutzt, das Recht zu  
ändern  oder  sogar  Grundrechte  einzu-
schränken,  auch  wo  die  Verbindung 
zweifelhaft ist.“ [3]

… und in Israel
Auch  in  Israel  werden  Kritiker  für 

„Likes“ oder Anmerkungen auf Social 
Media  zur  Solidarität  mit  Palästinen-
sern mit Jobverlust oder sogar mit Ge-
fängnis  bestraft.  Dazu  der  renom-
mierte  israelische  Journalist  Gideon 
Levy: 
“Die  Menschen  machen  großen  Druck  
auf  jeden,  der  vom  Mainstream  ab-
weicht.  ...  Selbst  unschuldige  Tweets  
bringen Leute ins Gefängnis, vor allem  
wenn der Urheber Araber ist.“ 

Levy kritisiert die 
„völlige Straffreiheit für die zahlreichen  
Verstöße gegen das Völkerrecht, denen 
nie Maßnahmen folgten, die nie Konse-
quenzen hatten. … Man muss der inter-
nationalen Gemeinschaft sehr viele Vor-
würfe  machen.  Die  internationale  Ge-
meinschaft  hat  mit  Israel  immer kolla-
boriert, mit der Vorstellung, dass die Be-
lagerung von Gaza,  die Besatzung des  
Westjordanlands  und  die  Apartheid  ir-
gendwie  normalisiert  werden  können.“  
[4] 

Die  Bundesregierung  ist  nach  den 
USA  der  größte 
Unterstützer  der 
rechtsextremen 
israelischen  Re-
gierung. Dass der 
israelischen  Re-
gierung ein Minis-
ter,  Itamar  Ben 
Gvir,  angehört, 
der wegen Rechts-
terrorismus 
rechtskräftig 
verurteilt  wurde 
und zuständig für 

die  Nationale  Sicherheit  und  Polizei 
ist, wird selten thematisiert. 

Die israelische Zeitung Haaretz be-
zeichnet  ihn  als  „jüdischen  Terroris-
ten“. Auch der Finanzminister Bezalel 
Smotrich, der sich selbst öffentlich als 
Faschist  bezeichnet  und  die  Palästi-
nenser als Volk leugnet, „weil es so et-
was wie das palästinensische Volk nicht  
gibt", ruft keinen Aufschrei hervor. Die 
deutsche  Elite  steht  hinter  Israel, 
basta!

„Gute Faschisten“
Einer  solchen  Regierung  sprechen 

Scholz und Co. unabdingbare Solidari-
tät  aus und unterstützen diese nach 
allen  Kräften.  Dagegen müsste  doch 
pausenlos  protestiert  werden.  Wo 
sind die Linken und Demokraten, die 
gegen die AfD kämpfen und Friedens-
aktivisten diffamieren, weil sie angeb-
lich „rechtsoffen“ sind und auch keine 
lupenreinen  Linken  auf  ihren  Frie-
dendemos dulden? 

Ebenso kaum wahrnehmbar ist der 
Protest  gegen  Nazis  in  der  ukraini-
schen Armee und gegen die korrupte 
Selensky-Regierung. Wird der Rechts-
extremismus  gerade  hoffähig  ge-
macht mit lauen, durchsichtigen Argu-
menten wie Bekämpfung des Antise-
mitismus  und  des  Bösen  in  Gestalt 
des  brutalen  und  imperialistischen 
Herrn Putin? 

Der Umgang mit Meloni, der italie-
nischen  Ministerpräsidentin,  die  frü-
her als  „post-faschistisch“  bezeichnet 
wurde, und nun zu einer verlässlichen 
Partnerin  der  Bundesregierung  mu-
tiert, sollte uns höchst beunruhigen. 

Kriminalisierung von 
Protesten

Die  bedingungslose  Solidarität  mit 
einer  rechtsextremen Regierung,  die 
anhaltend  Menschenrechte  und  das 
Völkerrecht  verletzt,  ist  nicht  nur für 
die linken Israelis gefährlich, sondern 
auch für uns und insbesondere für die 
Palästinenser in Deutschland, in Gaza 
und in der Westbank. 

Das Verbot des Tragens einer Kufiya 
oder der palästinensischen Fahne so-
wie  die  zahlreichen  Demonstrations-
verbote in vielen Städten, die teilweise 
durch  Gerichtsurteile  aufgehoben 
wurden, sollten lauten Protest erzeu-

4 FriedensJournal - 1/2024

Screenshot aus YouTube-Video, Quelle: www.mistahi.com



Analyse

gen, ist aber bislang zu leise. 
Anlässlich  des  20.  Gründungsjahres 

der Jüdischen Stimme für einen gerech-
ten  Frieden  in  Nahost  am  4.11.  2023 
sagte der Vorsitzende Wieland Hoban:
„In Deutschland wurden viele Demonstra-
tionen  schon  Tage  im  Voraus  verboten,  
vor allem hier in Berlin, wo die Polizei mit  
schockierender Brutalität vorging und sich  
bei  der  Durchsetzung  von  Verboten  jen-
seits des Gesetzes bewegte. In den Medien  
wurde  das  Schreckgespenst  von  Horden  
blutrünstiger Araber und Muslime herauf-
beschworen, die vor allem eine Gefahr für  
Juden darstellen und am besten alle abge-
schoben werden sollten. 
Selbst  der  vermeintliche  Sozialdemokrat  
Olaf Scholz hat sich nicht geschämt, sich  

solcher Rhetorik  zu bedienen.  Demons-
trationen  für  Palästina  und Gaza  wur-
den häufig als „pro-Hamas“ abgestem-
pelt,  und  falls  nicht,  wurden  meistens  
antisemitische Tendenzen unterstellt. 
Durch die Kopplung von Migrationsdis-
kurs  und  Antisemitismus  wurden  tat-
sächliche Ängste unter Jüdinnen und Ju-
den instrumentalisiert – auch von Figu-
ren des jüdischen Mainstreams wie Josef  
Schuster,  Präsident des Zentralrats der  
Juden, der protestierende und trauernde  
Menschen  als  „Barbaren“  bezeich-
nete. ...
Und wenn ich sehe, wie wenig es weiße  
konservative  Politiker  kostet,  mit  ihren  
vergangenen und vielleicht noch aktuel-
len  Nazi-Sympathien  konfrontiert  zu  

werden, dann weiß ich, dass der Kampf  
gegen Antisemitismus eine Farce ist und  
dass Deutschland nie entnazifiziert wur-
de. In einer Gesellschaft, in der die Fa-
schisten seit Monaten bei über 20% lie-
gen, sind alle Minderheiten bedroht.“ [5] 

Doppelte Standards
Die  eklatanten  Doppelstandards, 

die in beiden Kriegen - Gaza und Uk-
raine  -  unübersehbar  sind,  haben 
dem Westen ein immenses Glaubwür-
digkeitsproblem  beschert.  Baerbocks 
Beschwörungen  zur  „werte-basierten 
Außenpolitik“  nimmt  niemand  mehr 
ernst,  schon  gar  nicht,  nachdem  sie 
und Scholz sich gegen einen Waffen-
stillstand in Gaza ausgesprochen ha-
ben.

Gazakrieg: 
Alle Beteiligten müssen sich 
ans Völkerrecht halten
Auszüge  aus  einem  Interview  mit  
Jacques Baud / Zeitgeschehen im Focus  
(22.12.2023) – Teil 1
Allgemein  ausgedrückt  besteht  die 
Politik Israels darin, die arabische Be-
völkerung aus Palästina zu vertreiben. 
Dies geschieht täglich im Westjordan-
land und in Ostjerusalem. Das ist die 
Politik der Israelis seit 1947 und war 
der Auslöser für den Krieg von 1948. 
Sie haben nie auch nur den Versuch 
unternommen,  die  Resolution  181 
von 1947 umzusetzen, in der ein Tei-
lungsplan vorgeschlagen wurde. Das 
ist der Ausgangspunkt des israelisch-
arabischen Konflikts. Israel ist sicher-
lich  das  Land,  das  von  der  Uno am 
häufigsten  verurteilt  wurde.  Nicht 
weil  es  jüdisch  ist,  sondern  weil  es 
sich falsch verhält.
Die  Prüfung  der  Uno-Resolutionen 
zeigt, dass es Israels konstante Politik 
war,  die  arabische  Bevölkerung  aus 
Palästina zu vertreiben. Technisch ge-
sehen handelt es sich um eine ethni-
sche  Säuberung.  Bis  in  die  1980er 
Jahre  absorbierten  die  arabischen 
Nachbarländer  die  palästinensischen 
Flüchtlinge. 
Dies  hatte  jedoch  einen  politischen, 
wirtschaftlichen,  sozialen und gesell-
schaftlichen  Preis:  insbesondere  die 
Krise des «Schwarzen Septembers» in 
Jordanien 1970 und der  Bürgerkrieg 

im Libanon.  Aus  diesem Grund wei-
gert  sich  Ägypten  heute,  Flüchtlinge 
aus Gaza aufzunehmen. [...]
Es  gibt  sicherlich  Kriegsverbrechen, 
die von der Hamas am 7. Oktober be-
gangen  wurden,  aber  alles  deutet 
darauf hin, dass sie nicht das Ausmaß 
hatten, wie es in unseren Medien be-
schrieben wird. […]
Von den 1400 Toten, die Israel für die-
sen  Tag  angegeben  hatte,  wurden 
200 Tote aus der Zählung herausge-
nommen, da es sich um Hamas-Akti-
visten  handelte.  Ihre  Leichen  waren 
so stark verkohlt, dass sie erst einen 
Monat  später  identifiziert  werden 
konnten. Diese Todesfälle wurden si-
cherlich nicht  von der  Hamas verur-
sacht.
An  diesem  Tag  wurden  also  etwa 
1200 Israelis getötet. Davon waren et-
was weniger als 400 Personal des Mi-
litärs  oder  der  Sicherheitskräfte  und 
etwa  770  Zivilisten.  Ein  sehr  großer 
Teil der Opfer wurde von Waffen ge-
troffen, die viel stärker waren als die, 
die  den  Hamas-Kämpfern  zur  Verfü-
gung standen, und viele andere ver-
kohlte Leichen konnten nicht identifi-
ziert werden. Eindeutig können diese 
Todesfälle nicht von der Hamas verur-
sacht worden sein.
Tatsächlich  wollten  Hamas-Aktivisten 
am 7. Oktober israelische Militärange-
hörige als Geiseln nehmen, um sie als 
Druckmittel für von Israel inhaftierte 
Gefangene (viele von ihnen ohne An-
klage)  zu  verwenden.  Nach  den  Er-

kenntnissen  der  israelischen  Polizei 
wussten sie nicht, dass sie auf die Ju-
gendlichen des Musikfestivals treffen 
würden, da dieses eigentlich am Frei-
tagabend hätte enden sollen. Das Fes-
tival fand in der Nähe des Militärstütz-
punkts  Re'im  statt,  der  das  Ziel  der 
Hamas-Kämpfer war. 
Die  israelischen  Streitkräfte  wurden 
überrascht und gerieten in Panik: Der 
Kommandeur  der  Gaza-Division,  Bri-
gadegeneral Avi Rosenberg, forderte 
Luftschläge  gegen  die  israelischen 
Stellungen selbst an.  [...]
[Gegenüber  der  Zeitung  Haaretz 
wurde bestätigt], dass „die Komman-
deure  vor  Ort  schwierige  Entschei-
dungen getroffen haben – unter an-
derem die Häuser von ihren Bewoh-
nern zu bombardieren, um die Terro-
risten  auszuschalten  –  mit  den  Gei-
seln.“ 
Die  eingesetzten APACHE-Kampfhub-
schrauber  konnten  die  Festivalbesu-
cher nicht von den Hamas-Kämpfern 
unterscheiden und schossen auf alle. 
Ein  Oberst  der  israelischen  Armee 
sprach  von  einem  «Massen-Hanni-
bal».  «Hannibal» ist  die Bezeichnung 
für die israelische Doktrin, Geiselneh-
mer  zu  eliminieren,  selbst  um  den 
Preis des Lebens der Geiseln.
Wir wissen nicht genau, was passiert 
ist, aber es gibt immer mehr Hinweise 
darauf, dass ein sehr großer Teil der 
Toten, die der Hamas zugeschrieben 
werden, in Wirklichkeit Opfer der isra-
elischen Armee waren.
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"Israel hat etwas gesagt, das Sie alle erschaudern lassen sollte"

Bild: Screenshot YouTube-Video

Beim jüngsten Treffen der Vertragsstaa-
ten der UNO-Konvention über bestimmte  
konventionelle  Waffen (CCW) kam es  vor  
dem Hintergrund der Eskalation im Nahen  
Osten zu einem Schlagabtausch zwischen  
der israelischen Delegation und der paläs-
tinensischen Vertreterin Nada Tarbush.

Herr  Präsident,  zunächst  möchte  ich 
Israel daran erinnern, dass wir nicht von 
der  Palästinensischen  Autonomiebe-
hörde sprechen, sondern vom Staat Pa-
lästina.

Sicher, Ihr Finanzminister hat Anfang 
des  Jahres  auf  einer  Veranstaltung  in 
Paris gesagt, dass es so etwas wie ein 
palästinensisches Volk nicht gibt.

Und  Ihr  Premierminister  hat  am  24. 
September in der Generalversammlung 
eine Karte mit dem Titel "Der neue Nahe 
Osten" hochgehalten, auf der Palästina 
durchgestrichen  und  vollständig  durch 
Israel ersetzt war.

Aber  wenn  Ihre  Regierung  annexio-
nistisch und rassistisch ist,  dann ist  es 
diese Versammlung nicht.  Und wir for-
dern Sie  auf,  sich an das UN-Protokoll 
und die Nomenklatur zu halten und alle 
in diesem Saal zu respektieren.

Wir  möchten  auch  den  israelischen 
Delegierten  daran  erinnern,  dass  das 
Fehlen  einer  Geschäftsordnung  für 
diese  Sitzung  kein  Freibrief  dafür  ist, 
jeglichen Anstand im Umgang mit den 
Gesprächspartnern in diesem Raum zu 
verlieren. Für die anderen Staaten und 

die  Zivilgesellschaft  in  diesem  Saal 
möchte ich die Erklärung Israels ver-
einfacht wiedergeben.

Abgesehen  davon,  dass  Israel  mit 
Beleidigungen  um  sich  wirft  und 
schwere,  unbegründete Vorwürfe  er-
hebt, hat es etwas gesagt, das Sie alle 
erschaudern lassen sollte.

Die Kernaussage ist, Israel könne je-
den einzelnen Menschen in Gaza tö-
ten.  Die  2,3  Millionen  Menschen  in 
Gaza  seien  entweder  Terroristen, 
Sympathisanten von Terroristen oder 
menschliche Schutzschilde und daher 
legitime Ziele.

Die drei Kategorien "legitimer 
Ziele" in Gaza

Jeder Mensch, so Israel, falle in eine 
dieser  drei  Kategorien.  Ein  Kind,  ein 
Journalist,  ein  Arzt,  ein  UN-Mitarbei-
ter, ein Neugeborenes im Brutkasten. 
Und so kann Israel sie töten und sich 
dann  erdreisten,  in  diesen  Raum  zu 
kommen  und  der  Welt  mit  ernster 
Miene zu sagen, dass wir nach inter-
nationalem Recht handeln.

Der  Tod  jedes  einzelnen  der  über 
11.350 Menschen, die im letzten Mo-
nat  getötet  wurden,  ob Kinder,  Jour-
nalisten, UN-Mitarbeiter, Kranke oder 
Alte,  war  gerechtfertigt,  sagt  Israel. 
Denken  Sie  einen  Moment  darüber 
nach,  und lassen Sie  sich nicht  beir-
ren.

Jeder, der diese verdrehte Logik ver-
tritt,  hat  keinen  Funken  Menschlich-
keit, keinen Sinn für Moral und keine 
Ahnung von Legalität. Aber wissen Sie 
was? Ihre flächendeckenden Erklärun-
gen für flächendeckende Bombardie-
rungen wird  nicht  funktionieren.  Die 
Menschen sind nicht so dumm.

Gleiche Argumente von Israel 
in vergangenen 15 Jahres

Die  Menschen in  diesem Saal  sind 
erfahrene  Diplomaten,  sie  sind  sehr 
gebildet,  sie  kennen  die  Geschichte 
und viele von ihnen haben gesehen, 
wie Ihre Regierung in den letzten 15 
Jahren bei  den sechs vorangegange-
nen militärischen Angriffen auf  Gaza 
die  gleichen  Argumente  vorgebracht 
hat.

Sie haben gesehen, wie Sie auf kol-
lektive Bestrafung zurückgreifen und 
palästinensische Kinder,  Journalisten, 
medizinisches Personal und Mitarbei-
ter von Hilfsorganisationen ins Visier 
nehmen. Sie haben gesehen, wie Sie 
unsere Gemeinden zwangsumsiedeln, 
unser Land kolonisieren, unsere Häu-
ser zerstören und Familien von ihrem 
eigenen Land vertreiben, seit dem 7. 
Oktober und in den 75 Jahren davor.

Sie haben Ihre staatlich geförderte 
Desinformationskampagne  gesehen. 
Noch  einmal:  Wir  sind  nicht  dumm. 
Beleidigen  Sie  nicht  unsere  Intelli-
genz.

Israel-Krieg: Liegt die gesamte 
UNO falsch?

Mit der Behauptung, es handle im 
Einklang mit dem Völkerrecht, sagt Is-
rael,  dass  der  UN-Generalsekretär, 
der  UN-Hochkommissar  für  Men-
schenrechte,  die WHO, Unicef,  Ocha, 
die  UN-Sonderberichterstatter,  der 
unabhängige UN-Untersuchungskom-
missar,  Menschenrechtsorganisatio-
nen weltweit, weltweit wirkende NGO 
zum  Thema  Abrüstung,  humanitäre 
NGO und viele Rechtsexperten falsch-
liegen – allesamt.

Sie  alle  lügen,  dass  Israel  das  Völ-
kerrecht  bricht,  und wir  sollen  statt-
dessen Israel glauben, dem Staat, der 
tatsächlich wahllos tötet.  Es ist inter-
essant,  dass  Israel  mit  der  Behaup-
tung, auch Kriege hätten Regeln, ge-
nau  den  UN-Generalsekretär  zitiert, 
dessen Rücktritt es forderte, weil er es 
gewagt hatte zu sagen, Israel habe in 
der  Vergangenheit  palästinensisches 
Land besetzt.

Es  ist  ein  ziemlicher  Widerspruch, 
wenn  der  israelische  Vertreter  von 
den Regeln des Krieges spricht, wäh-
rend Israel live auf unseren Fernseh-
schirmen Völkermord begeht und ge-
gen alle Regeln verstößt, die es gibt. 
Wir  sagen  Israel:  Wir  durchschauen 
eure  PR  und  Desinformation.  Die 
ganze Welt durchschaut eure PR und 
Desinformation.

Die Millionen von Menschen, die in 
allen  großen  Hauptstädten  der  Welt 
auf  die  Straße  gehen  und  euch  des 
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Völkermordes  anklagen,  durchschauen 
eure PR und eure Desinformation.

Millionen klagen Völkermord an
Vielleicht  denken  Sie,  dass  wir  Ihre 

aufwieglerische Rhetorik vergessen wer-
den, die Hetze, Erklärungen und Taten 
der israelischen Offiziellen, die Sie ver-
treten,  um  Gaza  zu  zerstören,  eine 
Atombombe  auf  das  palästinensische 
Volk  zu  werfen  und  die  'menschlichen 
Tiere'  und 'Kinder der Finsternis'  zu ver-
nichten. 

Vielleicht glauben Sie, dass Ihre stän-
digen Einschüchterungen und Drohun-
gen alle vergessen lassen, dass die Isra-
elis in diesem Moment Babys, Jugendli-
che, Frauen, Männer und alte Menschen 
töten,  niemanden,  der  zu  klein,  zu  alt 
oder zu krank ist,  um von ihrem Zorn 
verschont zu bleiben.

Was denkt die israelische Seite?
Vielleicht denken Sie, dass Sie, indem 

Sie  die  Telekommunikation  unterbre-
chen  und  einen  weiteren  Stromausfall 
im  Gazastreifen  provozieren,  den  Völ-
kermord fortsetzen können, ohne dass 
die  Menschen ihre  Telefone und Com-
puter benutzen müssen, um darüber zu 
berichten.

Vielleicht  denken  Sie,  dass,  während 
Ihre  schießwütigen  Soldaten  weiterhin 
Journalisten  töten  -  bisher  wurden  41 
Journalisten  in  vier  Wochen  getötet, 
mehr als in jedem anderen Konflikt der 
letzten drei Jahrzehnte –, niemand übrig 
bleiben wird, um Ihre Verbrechen aufzu-
decken.

Vielleicht  denken  Sie,  dass  die  Men-
schen schweigen werden, wenn Sie ver-
suchen,  jeden zum Schweigen zu brin-
gen,  der  versucht,  über  Ihre  Verbre-
chen, über die Verstöße des Staates ge-
gen das Völkerrecht zu sprechen, indem 
Sie  ihn  entweder  als  Antisemiten oder 
als Unterstützer des Terrors bezeichnen. 
Und  Ihre  Kampagne  der  Einschüchte-
rung kennt keine Grenzen.

Angriffe und Kritik auf Kritiker 
weltweit

Sie greifen Palästinenser, Juden, Israe-
lis,  UN-Beamte,  Politiker,  Parlamen-
tarier,  Universitätsprofessoren  und  je-
den in der Welt an, der Sie wegen Ihrer 
Verstöße gegen das Völkerrecht anpran-

gert.  Aber  wissen  Sie  was?  Ihre  Ein-
schüchterung und Ihr Schweigen wer-
den nicht funktionieren.

Gemeinsam mit allen friedliebenden 
Nationen und allen Menschen mit Ge-
wissen  auf  der  ganzen  Welt  werden 
wir nicht schweigen. Wir werden wei-
terhin  Ihre  Verbrechen  anprangern 
und  Rechenschaft  für  Ihre  Verstöße 
und  Sanktionen  fordern,  während 
Ihre  Regierung  weiterhin  Forderun-
gen nach einem Waffenstillstand ab-
lehnt, unser Volk massakriert und Ihr 
koloniales Besatzungs- und Apartheid-
regime festigt.

Ihr Land sollte in den letzten 75 Jah-
ren  gelernt  haben,  dass  das  palästi-
nensische  Volk  ein  Volk  ist,  das  sich 
weigert zu gehen.

Achtung des Völkerrechtes
Ihre  nuklearen  Drohungen,  Ihre 

Bomben,  ihre  Panzer  und  Bulldozer 
werden niemals den Willen des paläs-
tinensischen  Volkes  brechen,  frei  zu 
sein und in Würde und Frieden zu le-
ben, wie es allen Menschen zusteht.

Im Gegensatz  zu Ihnen haben wir 
uns in  diesem Forum immer wieder 
für  die  Achtung  des  Völkerrechts 
eingesetzt,  für  ethische  Grundsätze, 
die das Verhalten von Staaten bestim-
men,  für  Frieden  statt  Krieg,  für 
Menschlichkeit  statt  nationaler  Inter-
essen, für Abrüstung statt Zerstörung.

Erneut stehen wir hier, um alle Staa-
ten aufzufordern,  das Völkerrecht  zu 
achten und durchzusetzen. Das Recht 
muss der Maßstab sein, an dem alle 
gemessen werden, nicht Propaganda 
und  hasserfüllte,  voreingenommene 
und rassistische Äußerungen.

Kein religiöser Konflikt
Und  zu  der  absurden  Behauptung 

Israels,  die  Palästinenser  hätten  ein 
Problem  mit  Menschen  jüdischen 
Glaubens  und  erweckten  den  Ein-
druck, es handele sich um einen religi-
ösen  Konflikt,  möchten  wir  laut  und 
deutlich sagen, dass es hier nicht um 
Religion geht und auch nie gegangen 
ist.

Wären die Besatzer unseres Landes 
oder  die  Verletzer  unserer  Rechte 
Moslems,  Christen,  Buddhisten,  Hin-
dus, Atheisten oder von irgendeinem 

anderen Glauben gewesen, hätten wir 
sie  genauso  angeprangert.  Palästina 
war  immer  multirassisch,  multieth-
nisch und multireligiös. Menschen jü-
dischen  Glaubens  haben  im  histori-
schen Palästina jahrhundertelang als 
Palästinenser gelebt.

Wir  betrachten sie  als  unsere Brü-
der und Schwestern. Und da die Erin-
nerung an den Holocaust beschworen 
wurde, lassen Sie uns auch laut und 
deutlich  sagen,  dass  wir  sowohl  mit 
den Opfern als auch mit den Überle-
benden des Holocaust größte Solidari-
tät empfinden. Es waren nicht die Pa-
lästinenser,  die  diesen  schrecklichen 
Völkermord  begangen  haben,  son-
dern  es  waren  faschistische  Kräfte, 
die aus Europa kamen.

Vereint mit hunderttausenden 
Juden auf der ganzen Welt

Und  es  ist  skrupellos,  dass  einige 
europäische  Politiker  wieder  die 
Trommel rühren, während in Gaza ein 
neuer Völkermord im Gange ist.

Wir sind vereint mit Hunderttausen-
den von Juden auf der ganzen Welt, 
darunter  Organisationen  wie  Jewish 
Voice  for  Peace,  If  Not  Now,  Na'amud 
UK, die  diesen  Völkermord  anpran-
gern  und  in  den  Straßen  von  New 
York,  London,  Paris,  Berlin,  Sydney, 
Toronto und allen großen westlichen 
Städten skandieren, damit ihre Regie-
rungen  sie  hören:  "Nicht  in  unserem 
Namen,  stoppt  den  Völkermord  in  
Gaza".

Mit  ihnen  stehen  wir  zusammen, 
um diesen Schmerz und dieses Leiden 
zu beenden. Gemeinsam werden wir 
nicht  zulassen,  dass  dies  geschieht. 
Nie wieder ist jetzt. 
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Der Westen beklagt «Gräueltaten» und unterstützt Israels Genozid 
von Jonathan Cook, Israel (Originalfassung verfasst am 11.12.2023)

Wie schaffen es Politiker, Diplomaten, 
die  Medien  und  sogar  die  Menschen-
rechtsgemeinschaft,  uns  politisch  un-
wissend, fügsam und passiv zu halten – 
eine  kollektive  Denkweise,  die  uns 
daran hindert, ihre Macht und den Sta-
tus  quo,  von  dem  sie  profitieren,  in 
Frage zu stellen?

Die Antwort lautet: Indem sie uns die 
Realität  und  ihre  eigene  Rolle  bei  der 
Gestaltung  der  Realität  ständig  falsch 
darstellen.  Und sie  tun  dies  so  erfolg-
reich, weil sie uns gleichzeitig mit dem 
Scheinwerferlicht  blenden,  indem  sie 
vorgeben, die Welt verbessern zu wollen 
– eine besserer Welt zu schaffen, bei der 
in  Wahrheit  die  Gefahr  besteht,  dass 
ihre  eigene  Macht  ernsthaft  geschmä-
lert würde, wenn sie realisiert würde.

Ein perfektes Beispiel dafür, wie diese 
große  Täuschung  funktioniert,  lieferte 
am Wochenende ein Bericht in der ver-
meintlich fortschrittlichen Zeitung Guar-
dian mit der Überschrift[1] 

«Die Welt sieht sich aufgrund globaler Un-
tätigkeit einem ‹erhöhten Risiko› von Mas-
sengrausamkeiten gegenüber».

Im einleitenden Absatz heißt es, dass 
Menschenrechtsaktivisten  befürchten, 
dass die 

«internationale  Gemeinschaft  ihre  Bemü-
hungen  um  ein  Eingreifen  zur  Verhinde-
rung von Massengrausamkeiten aufgege-
ben hat, was zur Befürchtung führt, dass  
solche Vorkommnisse auf der ganzen Welt  
zur Norm werden könnten».

In der  Praxis  hat  sich dieses «Versa-
gen»  dem  Bericht  zufolge  darin  mani-
festiert, dass die westlichen Staaten das 
Prinzip  der  «Responsibility  to  Protect» 
(R2P)  –  oder  «Schutzverantwortung»  – 
aufgegeben haben.  Dieses Prinzip und 
die damit verbundenen «humanitären» 
Vorwände wurden benutzt, um die Ein-
mischung der USA und ihrer Verbünde-
ten seit den 1990er Jahren im Kosovo, in 
Afghanistan,  im Irak,  in  Libyen  und in 
Syrien  zu  rechtfertigen  –  mit  katastro-
phalen Folgen.

Millionen  von  Menschen  wurden 
durch  R2P-ähnliche  Interventionen  ge-
tötet  und  Dutzende  Millionen  vertrie-

ben, was zu Massenbewegungen von 
Menschen führte, die heute von west-
lichen Staaten als «illegale Einwande-
rungsbedrohung»  angesehen  wer-
den.

Anhaltende Massaker
Der  Hintergrund für  die  Besorgnis 

der  Menschenrechtsgemeinschaft,  so 
heißt es, sind die zunehmenden Ver-
stöße  gegen  die  Völkermordkonven-
tion und die Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte.  Beide  wurden  un-
mittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg 
verabschiedet, um eine Wiederholung 
des nationalsozialistischen Holocausts 
und der weit verbreiteten Gräueltaten 
an  der  Zivilbevölkerung  auf  beiden 
Seiten der Kämpfe zu verhindern.

Man  könnte  nun  annehmen,  dass 
diese Befürchtungen durch den unge-
heuerlichsten Völkermord der Neuzeit 
noch verstärkt wurden – und deshalb 
bei den Vereinten Nationen zur Spra-
che kamen: das seit zwei Monaten an-
dauernde  Massaker  an  der  palästi-
nensischen Zivilbevölkerung im Gaza-
streifen  und  die  mutwillige  Zerstö-
rung  der  meisten  ihrer  Häuser,  um 
die Überlebenden aus dem Gazastrei-
fen und nach Ägypten zu vertreiben.

Es  ist  bekannt,  dass  Israel  bisher 
mindestens  17 000  Palästinenser  ge-
tötet  hat,  die  meisten  von  ihnen 
Frauen und Kinder. Mehr als 100 000 
Häuser  wurden  unbewohnbar  ge-
macht. Etwa 2,3 Millionen Palästinen-
ser wurden in einen winzigen, immer 
kleiner  werdenden  Raum  nahe  der 
Grenze zu Ägypten gepfercht, wo ih-
nen  Wasser,  Nahrungsmittel  und 
Treibstoff verweigert werden.

Dieser kombinierte Akt von Völker-
mord  und  ethnischer  Säuberung  ist 
der intensivste, sichtbarste und indus-
triellste – unter Einsatz der allerneues-
ten und stärksten verfügbaren Waffen 
– seit Menschengedenken.

Aber das scheint erstaunlicherweise 
nicht das zentrale Anliegen der «inter-
nationalen Gemeinschaft» zu sein. Dem 
Guardian zufolge  sind die  folgenden 
globalen Krisen die Hauptursache für 

einen steilen Anstieg der Gräueltaten:

«Auf die Massentötung von Zivilisten in  
Syrien und der Ukraine und die Internie-
rung von über einer Million Uiguren und  
anderen  Muslimen  in  China  folgten  
Kriegsverbrechen in Äthiopien und eine  
Wiederaufnahme der ethnischen Säube-
rung in der sudanesischen Provinz Dar-
fur, 20 Jahre nach dem Beginn des dor-
tigen Völkermords.»

Fällt Ihnen an dieser Liste etwas Be-
sonderes auf? Sie enthält nur Massen-
grausamkeiten,  die  von  denjenigen 
begangen  werden,  die  nicht  fest  in 
der imperialen Sphäre der Unterwer-
fung der USA stehen.

Das massenhafte Abschlachten von 
Zivilisten in Gaza, das seit vielen Wo-
chen  in  den  Schlagzeilen  ist,  kann 
nicht glaubhaft übersehen werden. Es 
wird also erwähnt – aber es fällt auf, 
dass das Rampenlicht von den aktuel-
len,  höchst relevanten Ereignissen in 
Israel und Palästina weggelenkt wird. 
Der Völkermord in Gaza, der Millionen 
von  Demonstranten  in  ganz  Europa 
und Nordamerika auf  die  Straße ge-
trieben hat, wird zur Nebensache:

«Die  Ermordung von 1200 Israelis,  zu-
meist Zivilisten, durch die Hamas am 7.  
Oktober  und die  anschließende  israeli-
sche Invasion in Gaza, bei der die meis-
ten der geschätzten 16 000 Toten Frau-
en und Kinder waren, haben das blutige  
Chaos noch vergrößert.»

Vielfältige Täuschung
Die Täuschung hier ist vielfältig, und 

das  nicht  nur,  weil  Gaza  ganz  oben 
auf der Liste der Sorgen stehen sollte 
und nicht ganz unten.

Die  formelhafte  Formulierung  in 
diesem Absatz zielt – wie immer in der 
westlichen Berichterstattung – darauf 
ab, eine falsche Gleichwertigkeit zwi-
schen den Aktionen der  Hamas und 
denen  Israels  herzustellen  und  den 
Eindruck  zu  erwecken,  dass  Israels 
Massenabschlachten  von  Palästinen-
sern durch das vorangegangene Mas-
senabschlachten  von  Israelis  durch 
die  Hamas  verursacht  und  entschul-
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digt wird.
Es muss wohl kaum noch einmal be-

tont  werden,  dass  dem  Ausbruch  der 
Hamas aus dem Gefängnis Gaza – und 
den  vorhersehbaren  schrecklichen  Fol-
gen  –  jahrzehntelange  militärische 
Übergriffe Israels auf die Palästinenser 
unter militärischer Besatzung und eine 
16-jährige illegale Belagerung ihres Ter-
ritoriums vorausgingen, durch die mehr 
als 2 Millionen Menschen ihrer Freiheit, 
ihrer Grundrechte und ihrer Würde be-
raubt wurden.

Im  Gazastreifen,  im  Westjordanland 
und  in  Ostjerusalem  finden  seit  Jahr-
zehnten ständig Gräueltaten im Zeitlu-
pentempo statt – lange bevor die Men-
schenrechtsgemeinschaft, die UNO und 
der Guardian ihre neue Besorgnis über 
ein «erhöhtes Risiko von Gräueltaten» äu-
ßerten.

Es besteht auch ein deutlicher Unter-
schied  zwischen  der  außergewöhnli-
chen, einmaligen Gewalt, die die Hamas 
am  7.  Oktober  aufgrund  dramatischer 
und unerwarteter Fehler in Israels Über-
wachung und Kontrolle der palästinen-
sischen  Bevölkerung  im  Gazastreifen 
ausüben konnte, und Israels Intensivie-
rung  der  strukturellen  Gewalt  einer 
jahrzehntelangen  Besetzung  und  Bela-
gerung.

Dies sind ganz offensichtlich nicht die-
selben  Dinge  –  und  sie  stellen  keine 
auch nur annähernd vergleichbare Be-
drohung für den Status der Völkermord-
konvention und der  «Allgemeinen Erklä-
rung der Menschenrechte» dar.

Etwas anderes zu behaupten – wie es 
die gesamte westliche Berichterstattung 
ständig tut  –  bedeutet,  die Bedrohung 
des Völkerrechts durch die von der Ha-
mas begangenen Gräueltaten zu über-
treiben und die Bedeutung von Israels 
Völkermord und ethnischer  Säuberung 
drastisch zu unterschätzen.

Labor für Waffentests
Es gibt  jedoch ein  weitaus tiefer  ge-

hendes  Problem  bei  der  Formulierung 
dieser  Bedenken.  Das  entscheidende 
Problem ist nicht die «weltweite Untätig-
keit»  angesichts  von  Massengrausam-
keiten. Das Gegenteil ist der Fall: die in-
tensive  Unterstützung  des  Westens  – 
vor allem der USA – für diese Gräuelta-
ten und die Mitschuld daran.

Dieses  Pro-
blem wird durch 
die  Ereignisse 
im  Gazastreifen 
sehr  deutlich 
hervorgehoben. 
Genau  aus  die-
sem Grund wird 
es  nur  widerwil-
lig  und  nur  am 
Rande  in  die 
Liste  der  Bedro-
hungen  des  hu-
manitären  Völ-
kerrechts  aufgenommen.  Die  USA 
sind  dem  sich  entfaltenden  Völker-
mord nicht hilflos ausgeliefert. Sie un-
terstützen  ihn  aktiv.  Israels  Völker-
mord  und  ethnische  Säuberung  wä-
ren  ohne  die  geheime  Zustimmung 
der  USA  und  ihre  aktive  Beteiligung 
nicht möglich.

Das massenhafte Abschlachten von 
Zivilisten in Gaza findet statt, weil die 
USA  viele  der  Hochleistungsbomben 
geliefert haben, die die Hochhäuser in 
Gaza zerstören und die Kinder töten. 
Das  Gemetzel  findet  statt,  weil  die 
USA  Kriegsschiffe  in  die  Region  ge-
schickt haben, um benachbarte arabi-
sche  Staaten  und  militante  Gruppen 
einzuschüchtern, damit sie ruhig blei-
ben, während die Zivilisten in Gaza er-
mordet werden.

Die libanesische Hisbollah zum Bei-
spiel  ist  durchaus  in  der  Lage,  die 
«weltweite Untätigkeit» zu beenden, in-
dem sie Israel militärisch angreift und 
die  israelische  Feuerkraft  aus  dem 
Gazastreifen abzieht. Aber vermutlich 
will  niemand  in  der  «internationalen 
Gemeinschaft» diese Art von «Aktion».

Das  Massentöten  in  Gaza  findet 
statt, weil die USA ihr Veto im UN-Si-
cherheitsrat  eingelegt  haben,  um ei-
nen Waffenstillstand zu verhindern. Es 
findet statt, weil die USA das Raketen-
abfangsystem  Iron  Dome  finanziert 
haben, das die Hamas daran hindert, 
Raketen  auf  israelische  Gemeinden 
abzufeuern  –  was  die  Zerstörung 
Gazas  durch  Israel  nur  in  kleinem 
Maßstab widerspiegelt –, um den poli-
tischen Druck in Israel für einen Waf-
fenstillstand zu erhöhen.

Das Gemetzel findet statt, weil Wa-
shington  jahrzehntelang  das  israeli-

sche Militär mit dem größten Teil der 
US-Auslandshilfe  unterstützt  hat  und 
Israel  die  palästinensischen  Gebiete 
als  profitables  Labor  für  die  Erpro-
bung  neuer  Waffensysteme,[2] Über-
wachungstechniken  und  Cyber-
technologien nutzen lässt.

Friedensgespräche blockiert
Das  Problem  ist  hier  sicher  nicht 

«Untätigkeit». Es ist die Tatsache, dass 
die  USA  sich  aussuchen,  wann  und 
wie sie bei der Entstehung, Aufrecht-
erhaltung und Beendigung von Kon-
flikten in der  ganzen Welt  aktiv  sein 
wollen.

Auf der Liste der Besorgnisse über 
die Ausbreitung von Gräueltaten fehlt 
das Leid im Jemen, wo Saudi-Arabien 
seit Jahren einen völkermörderischen 
Krieg  führt.  Im Durchschnitt  wurden 
in den letzten acht Jahren jeden Tag 
vier jemenitische Kinder[3] durch sau-
dische Gräueltaten getötet  oder  ver-
stümmelt.

Warum wird der Jemen übersehen? 
Weil  die  dortigen Gruppierungen als 
Verbündete  des  Iran  und  damit  als 
Feinde des Westens angesehen wer-
den,  deren  Leben  nichts  zählt.  Weil 
Riad ein äußerst wichtiger Verbünde-
ter  und Öllieferant  der  USA ist.  Und 
weil  die USA und Großbritannien die 
Saudis  bis  zum Äußersten bewaffnet 
haben,  um  den  Völkermord  dort  zu 
begehen.

Ähnliches  gilt  für  die  Ukraine.  Die 
große Mehrheit der Opfer auf beiden 
Seiten  der  Kämpfe  hätte  vermieden 
werden können, wenn die Friedensge-
spräche in  den ersten Wochen nach 
der russischen Invasion nicht von den 
USA  und  Großbritannien  blockiert 
worden wären.[4]
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Diese  und  andere  «Maßnahmen»  – 
wie  die  drohende  Ausdehnung  der 
Nato[5] bis  an  die  Grenzen  Russlands 
und  die  Überflutung  der  Ukraine  mit 
Waffen durch den Westen mit dem fal-
schen  Versprechen,  die  Nato  würde 
Kiew den Rücken stärken – sorgten für 
einen fast zwei Jahre andauernden Krieg 
und seine tragische Zahl an Toten.

Wie im Gazastreifen liegt das Problem 
nicht in der Untätigkeit, sondern in den 
weit  überzogenen  Massnahmen  der 
USA  und  ihrer  Lakaien  in  Europa,  die 
darauf  abzielen,  Gemetzel  und  Völker-
morde zu unterstützen.

«Ihr müsst gehorchen»
Es  gibt  jedoch  einen  Grund,  warum 

die «internationale Gemeinschaft» jetzt 
Bedenken  über  «Gräueltaten»  äußert, 
während  sie  das  schlimmstmögliche 
Gräueltatenverbrechen – den Genozid – 
in Gaza herunterspielt oder leugnet.

Und zwar deshalb, weil der Angriff der 
Hamas  auf  Israel  am  7.  Oktober  eine 

Gefahr für die west-
liche  Vorherrschaft 
in der so genannten 
«globalen,  regelba-
sierten  Ordnung» 
darstellt.  Die  Be-
sorgnis  gilt  nicht 
wirklich  der  Zu-
nahme von Massen-
gräueltaten.  Der 
Westen  hat  kein 
Problem mit Gräuel-
taten,  wenn  er  sie 

selbst  begeht oder anderen hilft,  sie 
zu begehen.

Es geht darum, dass es dem Westen 
immer  schwerer  fällt,  den  Rest  der 
Welt durch seine eigenen Gräueltaten 
schwach  zu  halten,  einzuschüchtern 
und  zu  unterdrücken.  Die  militäri-
schen Misserfolge der USA in Afghani-
stan,  Syrien  und  der  Ukraine  –  und 
das  wachsende  Selbstbewusstsein 
Russlands  und  Chinas  –  markieren 
neue  Grenzen  für  Washingtons  Vor-
machtstellung.

Die  Wahrheit  ist,  dass  der  Angriff 
der Hamas auf Israel – so schrecklich 
seine  Folgen  auch  waren  –  für  viele 
derjenigen,  die  jahrzehntelang  unter 
der Fuchtel oder häufiger unter dem 
Stiefel der USA und ihrer Verbündeten 
gelebt  haben,  als  Wegweiser  in  eine 
andere  Zukunft  diente.  Sie  sehen, 
dass es möglich ist,  selbst als unter-
drückte, schwache, missbrauchte Par-
tei dem tyrannischen globalen Hege-

mon  und  seinen  Handlangern  eine 
blutige Nase zu verpassen.

Was von privilegierten, selbstgefälli-
gen  Westlern  lediglich  als  sinnlose, 
barbarische  Gewalt  gesehen  wird, 
wird von anderen als Sklavenaufstand 
verstanden –  als  ein  «Ich  bin  Sparta-
kus»-Moment.

Das  ist  auch  der  Grund,  warum  – 
wie nach dem Einmarsch Russlands in 
die Ukraine – ein großer Teil der übri-
gen  Welt  sich  dem  selbstgerechten 
Chor der Empörung und Verurteilung 
des Westens nicht anschließt. Sie be-
trachten diese Bekundungen der Em-
pörung als reine Heuchelei.

Das ist auch der Grund, warum die 
USA dem völkermörderischen Amok-
lauf Israels in Gaza so nachsichtig ge-
genüberstehen. Für Washington geht 
es nicht darum, Israels Gräueltaten zu 
stoppen,  sondern  dafür  zu  sorgen, 
dass Israel seine berühmte «Abschre-
ckung»  durchsetzt,  um  denjenigen 
eine  Lehre  zu  erteilen,  die  sich  an-
dernorts  zu  einem  eigenen  Sklaven-
aufstand inspirieren lassen könnten.

Vor den Kameras ruft die Regierung 
Biden  zur  Zurückhaltung  auf  und 
drängt Israel, die Zahl der Opfer unter 
der  Zivilbevölkerung  zu  minimieren. 
Doch hinter den Kulissen wird sorgfäl-
tig abgewogen, wie viel Grausamkeit 
Israel entfesseln muss, um der nicht-
westlichen Welt die richtige Botschaft 
zu vermitteln: Ihr könnt nicht gewin-
nen. Ihr müsst gehorchen.

Gazakrieg: 
Alle Beteiligten müssen sich 
ans Völkerrecht halten
Auszüge  aus  einem  Interview  mit  
Jacques Baud / Zeitgeschehen im Focus  
(22.12.2023) – Teil 2

Frage: Die Berichte über die zivilen 
Opfer im Krieg in der Ukraine werden, 
wenn  sie  durch  Russland  geschehen 
sind, in den westlichen Medien schwer 
verurteilt.  Im  Gaza-Streifen  werden 
von der IDF (Israel Defense Forces) Spi-
täler angegriffen, wobei von westlicher 
Seite  verhaltene  Reaktionen  folgen. 
Wo ist die Wertegemeinschaft?

Jaques Baud: Dafür gibt es mehrere 
Faktoren.  Der  erste  ist,  dass  unsere 
traditionellen  Medien  besonders  ras-

sistisch geworden sind. Wir hatten be-
reits  gesehen,  dass  sie  Ukrainer  und 
Russen als «Untermenschen» betrach-
ten. Den Arabern gegenüber ist es ein-
fach noch schlimmer.  Und das schon 
seit  langem.  Keines  unserer  Medien 
hat reagiert, als der israelische Vertei-
digungsminister  die  Palästinenser  als 
«menschliche  Tiere»  bezeichnete.  Un-
sere Journalisten glauben, sie seien die 
Träger einer Wahrheit, die militärische 
Interventionen rechtfertigt. [...] 

Zweitens lehnen unsere Medien das 
Völkerrecht ab. Denn egal, welche Ver-
brechen die Hamas am 7. Oktober be-
gangen hat – das kann keine weiteren 
Verbrechen  rechtfertigen.  Indem  sie 
dies tun, rechtfertigen unsere Medien 
somit auch den Terrorismus. Wir müs-

sen alle Verbrechen verurteilen.
Um die Verbrechen Israels rechtferti-

gen zu können, versuchen unsere Me-
dien,  sie  zu  verharmlosen.  Deshalb 
suggerieren sie, dass die Zahlen der zi-
vilen  Todesopfer  falsch  sind,  weil  sie 
von der Hamas stammen. […]

Ironischerweise ist es möglich, dass 
die von der Hamas angegebenen Zah-
len falsch sind. In Wirklichkeit könnten 
sie viel höher sein!

Abgesehen davon lässt sich generell 
feststellen, dass die Informationen aus 
den palästinensischen Kanälen zutref-
fender  sind  als  die  der  Israelis.  Das 
Problem der Israelis ist,  dass sie wis-
sen,  dass  sie  gegen  das  humanitäre 
Völkerrecht verstoßen, und sie müssen 
dies rechtfertigen.
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Friedensbewegung Redetext

Kampf für „Frieden und Gerechtigkeit im Nahen Osten“
Redetext von Willi van Ooyen, Bundesausschuss Friedensratschlag

Rede  bei  Kundgebung  der  Islamischen  
Religionsgemeinschaft in Gießen für »Frie-
den  und Gerechtigkeit  im Nahen Osten«  
am 16.12.2023 (Inhalt  redaktionell  leicht  
gekürzt).

„Vergeltung“, Rache und Hass erschei-
nen  als  die  Gebote  der  Stunde.  Der 
Schuldige, der Einfachheit halber allein 
die Hamas, steht eindeutig fest, kollek-
tive  „Bestrafung“  erscheint  moralisch 
gerechtfertigt.  Ja,  dieser  Angriff  ging 
von den Palästinensern aus. Ja, das Ver-
halten vieler Angreifer war barbarisch.

Der Angriff der Kassem-Brigaden aus 
dem Gazastreifen auf Israel hat uns ge-
schockt.  Wie  im  Ukraine-Krieg  wird  er 
als überraschend, unprovoziert und bru-
tal dargestellt, und wieder ist die deut-
sche  Außenministerin  eine  der  ersten, 
die einer der Kriegsparteien die unein-
geschränkte Solidarität verspricht. Doch 
der Angriff hat eine Vorgeschichte,  die 
in der völkerrechtswidrigen Besatzungs-
politik  israelischer  Regierungen zu  fin-
den ist und immer wieder zu Gewaltaus-
brüchen zwischen den Konfliktparteien 
führte.  Versuche,  den  Konflikt  durch 
eine  Zwei-Staaten-Lösung  zu  entschär-
fen,  wurden  von  israelischer  Seite  im-
mer wieder blockiert.

Die  Annäherung  zwischen  einzelnen 
arabischen  Staaten  und  Israel,  die  die 
Interessen  der  Palästinenser  dabei 
übergehen, sind keine vernünftige Poli-
tik.  Die  gewaltsame  Besatzungspolitik 
der  derzeitigen  rechtsradikalen  Netan-
jahu-Regierung,  die  seit  Jahresbeginn 
immer mehr palästinensische Todesop-
fer  im Westjordanland forderte,  bilden 
den  provokatorischen  Hintergrund  für 
den Angriff aus dem Gazastreifen auf is-
raelisches Territorium.

Ohne die Asymmetrie von Gewalt und 
Gewaltanwendung in diesem Konflikt zu 
benennen und zu bekämpfen, wird eine 
Lösung nicht möglich sein.

Wir  kritisieren  die  Haltung  der  Bun-
desregierung,  in  dieser  eskalierenden 
Situation einseitig auf das Recht Israels 
auf  Selbstverteidigung im Rahmen der 
deutschen  Staatsräson  für  Israels  Si-
cherheit  zu pochen: Die israelische Re-
gierung bombardiert den Gazastreifen, 
den kriegsgeschundenen Menschen im 

Gazastreifen wurde das Wasser abge-
dreht,  der  Strom  abgeschaltet,  die 
Kommunikation  unterbrochen,  der 
Import aller Güter inklusive Kraftstoff 
blockiert  und  es  wurde  ein  langer 
Krieg angekündigt.

Meldungen, dass auch die Spannun-
gen an der Nordgrenze Israels zuneh-
men und der Eintritt der Hisbollah in 
den Konflikt  im Raume steht,  sollten 
doch eigentlich dazu führen, dass die 
Bundesregierung die Konfliktparteien 
insgesamt zu Zurückhaltung und Mä-
ßigung aufruft.  Der im Koalitionsver-
trag festgelegte Vorsatz, sich für eine 
Zweistaatenlösung  einsetzen  zu  wol-
len,  harrt  mehr  denn  je  der  Umset-
zung.  Die  Sicherheit  Israels  ist  erst 
dann gewährleistet, wenn eine ausge-
handelte Lösung umgesetzt ist.

Wir  verlangen,  dass  sich  die  Bun-
desregierung  sofort  für  einen  Stopp 
der Kampfhandlungen und der Aufhe-
bung der Blockade des Gazastreifens 
einsetzt,  alle  verfügbaren  diplomati-
schen  Kräfte  mobilisiert  und  endlich 
den Verhandlungsweg nachhaltig för-
dert.

In  mehr  als  zwei  Monaten  Krieg 
wurde die Lebensgrundlage von zwei 
Millionen Menschen in Gaza zerstört. 
Hunderttausende sind nicht  nur  ver-
trieben worden,  sondern  haben ihre 
Wohnung oder ihr Haus verloren und 
leben  nun  in  existentieller  Unsicher-
heit  in  Notunterkünften  oder  unter 
freiem Himmel. Die Enklave, eine der 
am dichtest besiedelten Regionen der 
Welt,  ist  schon jetzt  in  weiten Teilen 
ein unbewohnbares Trümmerfeld.

Die  Bundesregierung  spricht  von 
Staatsräson  für  einen  Staat  Israel. 
Doch welcher Staat Israel ist gemeint? 
Der Staat in seinen von der UN aner-
kannten Grenzen von 1967? Oder der 
Staat Israel  einschließlich der seither 
von  ihm  annektierten  Gebiete?  Der 
Staat  Israel  einschließlich der  völker-
rechtswidrig errichteten Siedlungen?

Und um welche Art Staat handelt es 
sich? Jene viel gepriesene „einzige De-
mokratie im Nahen Osten“  oder einen 
Staat auf der Grundlage des National-
staatsgesetzes  von  2018,  von  dem 

Premierminister Netanjahu sagte „Is-
rael ist nicht der Staat aller seiner Bür-
ger  … sondern  des  jüdischen  Volkes  –  
und nur dieses.“?

Ein Staat, dessen derzeitiger Finanz-
minister  Smotrich  sich  selbst  als  Fa-
schisten bezeichnet? Ein Staat, in dem 
der  Sicherheitsminister  Ben  Gvir  die 
Auslöschung  der  Kleinstadt  Huwara 
verlangt? Eine neue ethnische Säube-
rung ist also längst im Gange.

Und die von Israel geforderte Flucht 
der  Bewohner  des  Küstenstreifens 
nach Süden:  ist  sie  Vorbereitung für 
eine neue,  massenhafte Vertreibung, 
ist doch der „Transfer“ der palästinen-
sischen  Bevölkerung  in  benachbarte 
arabische  Staaten  seit  Jahrzehnten 
Thema der israelischen Politik.

Die  Bundesregierung  positioniert 
sich gegen einen Waffenstillstand und 
unterstützt  die  rechte bis  rechtsradi-
kale  israelische  Regierung  bei  ihrer 
völkerrechtswidrigen  Kollektivbestra-
fung der  Menschen im Gazastreifen. 
Das aber verhindert jegliche Perspek-
tive auf Frieden – auch für Israelis. 

Die  verheerenden  israelischen  An-
griffe auf den Gaza-Streifen,  die ein-
deutig massive Kriegsverbrechen dar-
stellen,  müssen  sofort  beendet  wer-
den.  Ohne jegliche Vorbedingung ist 
ein  Waffenstillstand  zu  vereinbaren, 
damit  wirksame  humanitäre  Hilfe  in 
den  betroffenen  Gebieten  geleistet 
werden  kann.  Auch  die  Angriffe  auf 
die  palästinensische  Bevölkerung  im 
Westjordanland  müssen  eingestellt 
werden.

Von  der  deutschen  Bundesregie-
rung verlangen wir als Friedensbewe-
gung, dass sie sich bei der Regierung 
Israels  für  den  Waffenstillstand  ein-
setzt und auf weitere Waffenlieferung 
in  das  Kriegs-  und  Krisengebiet  ver-
zichtet.  Statt  Waffen  müssen  zivile 
Hilfsgüter  geliefert  werden,  die  ein 
Überleben der Bevölkerung und den 
Wiederaufbau ermöglichen.

Der Krieg muss gestoppt werden!
Das Töten muss ein Ende haben!
Frieden und Freiheit für Palästina!
Hoch die Internationale Solidarität!
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Analyse

Für ein Szenario des Friedens im Nahostkonflikt
Auszug aus einem Beitrag von Norman Paech beim 30. Bundesweiten Friedensratschlag in Kassel am 9.12.2023

Angekündigter Genozid
Die Geschichte nach dem 7. Oktober 

steht unter dem Schlachtruf, die Terror-
gruppe Hamas zu vernichten. Die schier 
end-  und unterschiedslose Gewalt,  mit 
der die israelische Armee den Gazastrei-
fen umpflügt,  lässt  allerdings den Ver-
dacht  aufkommen,  dass  die  politische 
Führung in Jerusalem gelernt hat, dass 
der Sieg über eine militärische Organi-
sation  nicht  ausreicht,  um  den  Wider-
stand  in  der  Zukunft  zu  brechen.  Sie 
muss den Widerstand der ganzen Bevöl-
kerung brechen. 

Israels Premierminister Netanjahu be-
ruft  sich  gegenüber  US-  Präsident  Jo-
seph  Biden  auch  auf  die  Flächenbom-
bardierungen im Zweiten Weltkrieg und 
den Einsatz der Atombombe. 

Daher  der  offene  Terror,  die  unbe-
grenzte  Gewalt  der  Armee,  flankiert 
durch den Stopp oder die äußerste Be-
schränkung der Zufuhr lebenswichtiger 
Güter.

Die Armeeführung hat vier Ziele ihrer 
Angriffe ausgegeben:

1.  taktische  Ziele,  das  heißt  vorwie-
gend militärische,

2. Untergrundziele, also die Tunnel,
3.  Power  targets,  das  sind Hochhäu-

ser,  Wohnblöcke,  öffentliche  Gebäude, 
Universitäten,

4. Familienhäuser vermuteter Mitglie-
der der Hamas.

Den Schwerpunkt hat die Armee nach 
eigenen Angaben auf die Ziele drei und 
vier  gelegt  mit  dem Ergebnis,  dass  70 
Prozent der bislang an die 20.000 Toten 
– die unter den Trümmern verschütte-
ten nicht mitgezählt – Zivilisten sind. 

Die  Todeszahl  ist  15mal  höher  als 
beim bisher tödlichsten Gazakrieg 2014. 
Zwei Drittel der Toten sind Frauen und 
Kinder. Über 300 Familien haben mehr 
als zehn Angehörige verloren. 2014 ka-
men  93  Babys  ums  Leben,  2023  nach 
drei Wochen 286 Babys. Doch die nack-
ten  Zahlen  der  Toten,  Verletzten  und 
Vertriebenen vermögen die Hölle, in der 
sie  mehr  sterben  als  leben  müssen, 
kaum andeuten.

Das  Vorbild  der  Armee  ist  offen-
sichtlich  die  Shock-and-awe-Strategie 
der US-Armee bei ihrem Überfall  auf 
Bagdad im Jahr 2003. Nunmehr wird 
sie unterstützt  durch ein System der 
künstlichen  Intelligenz  mit  Namen 
»Habsora«  (Gospel/Evangelium),  wel-
ches ihr ermöglichte, in den ersten 35 
Tagen insgesamt 15.000 Ziele in Gaza 
zu  identifizieren  und  anzugreifen. 
Zum Vergleich: 

In  den  53  Tagen  von  »Protective 
Edge« 2014 waren es ca. 6.000. Jeder 
Krieg steigert die technologischen Fä-
higkeiten  und  die  Zerstörungskraft, 
Parameter,  bei  denen  Israel  nicht 
ohne  Grund  mit  an  der  Spitze  ope-
riert.

Dieser Krieg kann offensichtlich nur 
noch der Presse und der Bundesregie-
rung  als  Verteidigungskrieg  verkauft 
werden. In der internationalen Diskus-
sion setzt sich allmählich die Erkennt-
nis durch, dass es sich bei ihm um ei-
nen Völkermord handelt.

Falsche Alternativen
Jene  die  zuschauen,  konnten  nicht 

nur,  sie  wollten  offensichtlich  diesen 
voraussehbaren Krieg auch nicht ver-
hindern.  Der  Auftrag  der  UNO,  die 
beiden Völker  in  separate souveräne 
Staaten zu trennen, liegt immer noch 
offen auf dem Tisch. 

Er gilt zwar immer noch als offiziel-
ler Lösungsvorschlag aller Staaten zur 
Befriedung des Konfliktes, es gibt je-
doch keine Regierung, die sich für ihn 
einsetzt.  Die beiden einzigen realisti-
schen  Alternativen  kann  man  unter 
die Begriffe »Parkplatz« oder »Apart-
heid« fassen.

Der »Parkplatz« ist die aktuelle Stra-
tegie  der  Netanjahu-Regierung,  den 
Gazastreifen  unbewohnbar  zu  ma-
chen und die Bevölkerung zu vertrei-
ben – wohin auch immer, am besten 
nach  Ägypten.  Die  Bewohnbarkeit 
hatte  die  UNO  dem  Gazastreifen 
schon  für  2020  abgesprochen,  ohne 
allerdings  das  vorauszusehen,  was 
jetzt  geschieht.  Die  zerstörten  Ge-

bäude, die Infrastruktur und die Pro-
duktionsstätten  sind  zu  reparieren. 
Aber für wen? Die Gesellschaft ist zer-
schlagen,  eine  zweite  Nakba.  Wer 
nicht umgekommen ist, hat alles ver-
loren  und  trägt  wohl  nur  noch  den 
Schlüssel seines Hauses mit sich. Zu-
sätzlich zu den Millionen Flüchtlingen 
mit  ihren  Nachkommen  fliehen  wei-
tere Hunderttausende in die Nachbar-
staaten. 

Als Alternative gilt vor allem die so-
genannte  Einstaatenlösung,  bei  der 
sich beide Völker arrangieren und ein 
friedliches  Miteinander  organisieren. 
Wie das im einzelnen erfolgen soll, ist 
ungewiss.  Was  meines  Erachtens 
nicht zur Debatte steht, ist die Zukunft 
eines  solchen Einheitsstaates,  wie  er 
faktisch  schon  jetzt  unter  Bedingun-
gen  der  Apartheid  besteht.  Die  Mit-
glieder der UNO würden zwar weiter 
die Einhaltung der Menschen- und de-
mokratischen Rechte anmahnen, aber 
niemand  wird  in  seine  Souveränität 
und  internen  Angelegenheiten  ein-
greifen. 

Die Existenz Israels wäre gesichert, 
aber die Palästinenser hätten mit dem 
Verzicht auf einen eigenen Staat ihre 
Souveränität  aufgegeben  und  müss-
ten nun den Kampf um ihre politische, 
ökonomische  und  kulturelle  Existenz 
allein  gegen  die  jüdisch-zionistische 
Dominanz ausfechten – kein Szenario 
des Friedens.

Es bleibt die Trennung in zwei sou-
veräne Staaten, die derzeit zwar diplo-
matisch  gehandelt  wird,  aber  keine 
effektive  Unterstützung  erhält,  die 
eine  Realisierung  dieses  alten  Auf-
trags der UNO realistisch erscheinen 
lässt. 

Das wohl stärkste Argument gegen 
diese  sogenannte  Zweistaatenlösung 
lautet, dass der Landraub der Siedler-
bewegung  faktisch  kein  Territorium 
für einen palästinensischen Staat üb-
riggelassen habe und diese  Entwick-
lung auch nicht rückgängig gemacht 
werden könne. Wer würde es wagen, 
Juden von ihrem Land zu vertreiben? 
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Buchbesprechung

Die Verdrängung deutscher Kolonialverbrechen am Beispiel Tansania
Aret van Riel: der verschwiegene Völkermord – Deutsche Kolonialverbrechen in Afrika, 
Verlag PapyRossa, 180 Seiten, 1. Auflage Sept. 2023, € 16,90

In der Einleitung schreibt der Autor:
„Die Ausrottung von Hunderttausenden  

Ostafrikanern  ist  in  Deutschland,  dessen  
Eliten sich gerne als Vorreiter bei der Auf-
arbeitung der eigenen Vergangenheit  be-
zeichnen, noch immer kein großes Thema.  
Warum ist das so und warum ist der Um-
gang mit der kolonialen Vergangenheit so  
unterschiedlich?  Dieses  Buch  versucht,  
Antworten auf diese Fragen zu geben“.

Der erste Völkermord des 20. Jahrhun-
derts  wurde  von  der  deutschen  Kolo-
nialmacht im heutigen Namibia in den 
Jahren 1904 bis 1908 verübt und ist in 
Deutschland aufgrund der immer noch 
bestehenden  Entschädigungsforderun-
gen  aus  Namibia  bis  heute  bekannt, 
nicht jedoch die - gemessen an der Op-
ferzahl - noch größeren Verbrechen im 
Namen des Deutschen Reiches im heuti-
gen  Tansania.  Dort  fand  ab  1905  der 
dreijährige Maji-Maji-Krieg statt.

Aert van Riel thematisiert dabei auch, 
was man denn genau unter einen Völ-
kermord verstehen kann. Seit der Kon-
vention über die Verhütung und Bestra-
fung  des  Völkermordes  von  1948  ver-
steht  man  darunter,  dass  auf  direkte 
oder indirekte Weise eine nationale, eth-
nische, rassische oder religiöse Gruppe 
als  solche ganz oder  teilweise  zerstört 
werden soll. 

„Es  gab  zwar  keinen  expliziten  Ver-
nichtungsbefehl in der ostarfikanischen  
Kolonie, wie in Lothar von Trotha in Süd-
westafrika  ausgesprochen  hatte,  aber  
der Begriff der `Vernichtung´ wurde un-
ter anderem von rechten Publizisten in  
Bezug auf die Maji-Maji-Krieger und ihre  
Unterstützer benutzt.“ 

Dort  wo die deutsche Militärmacht 
wütete, wurde die Strategie der „ver-
brannten  Erde“  eingesetzt,  die  dazu 
führte,  dass  die  meisten  Menschen 
nicht  während  der   Kampfhandlun-
gen,  sondern  durch  anschließende 
Hungersnot und Epidemien starben. 

Damit kann der Autor auch auf Par-
allelen  zu  dem  deutschen  Vorgehen 
nach  dem  Überfall  auf  die  Sowjet-
union 1941 hinweisen, der von rassis-
tischem  Wahn  und  Hass  auf  die  Zi-
vilbevölkerung geprägt war. 

In  den  betroffenen  Gebieten,  den 
südlichen  Regionen  des  heutigen 
Staates  Tansania,  wurden  nach  dem 
Maji-Maji-Krieg die Dörfer, Felder und 
Getreidespeicher  von  den  Kolonial-
truppen zerstört. 

Insgesamt  kamen  damit  bis  zu 
300.000  Menschen  ums  Leben,  ent-
sprechend  einem  Drittel  der  damali-
gen Bevölkerung im Süden der Kolo-
nie. „Ein Blick auf die Opferzahlen zeigt,  
dass dieser Krieg vor allem ein Gemetzel  
war,  dem die  Maji-Maji-Kämpfer  kaum  
etwas entgegen setzen konnten.“

Der  Autor  beschreibt  in  seinem 
Buch zunächst die Vorgeschichte der 
deutschen Herrschaft in Ostafrika und 
den Widerstand gegen die Kolonisie-
rung. Dies beginnt mit der berüchtig-
ten Berliner Afrika-Konferenz, auf der 
Anfang 1885 die  Aufteilung des afri-
kanischen Kontinents durch die euro-
päischen Mächte beschlossen wurde.

Ausführlich behandelt wird auch die 
halbherzige und widersprüchliche in-
nenpolitische Kritik an der sich entwi-
ckelnden Kolonialherrschaft des Deut-
schen Reiches, z.B. durch August Be-
bel.

Zu  dem  eigentlichen  Völkermord 
wird  vom  Autor  auch  beschrieben, 

welche langfristigen sozialen, ökologi-
schen und wirtschaftlichen Folgen der 
Maji-Maji-Krieg bis heute hat. 

Lehrreich ist auch, wie die Bundes-
republik  Deutschland  ihre  „Entwick-
lungshilfe“ verstanden hat.  „Während 
des  Kalten  Krieges  zielten  diese  Maß-
nahmen unter anderem darauf ab, die  
Staaten des Globalen Südens an die ka-
pitalistischen  Länder  des  Nordens  zu  
binden und sie davon abzuhalten, sich  
dem  sowjetisch-sozialistischen  Lager  
oder den Blockfreien anzuschließen“.

In den beiden abschließenden Kapi-
teln wird die konträre Erinnerungskul-
tur in Tansania und Deutschland be-
schrieben. 

Während  in  Tansania  heute  regel-
mäßig  Gedenkveranstaltungen  statt-
finden,  und  die  damaligen  Kämpfer 
als Helden verehrt werden, wird die-
ses in  Deutschland auch heute noch 
im  Sinne  von  Entschädigungen  be-
stritten. 

Dass von tansanischer Seite im Ge-
gensatz  zu  Namibia  bisher  keine  di-
rekten  Entschädigungsforderungen 
erhoben  wurden,  hat  viel  mit  den 
noch bestehenden neokolonialen Ab-
hängigkeiten  zu  tun.  Tansania  gilt 
heute  als  eines  der  ärmsten  Länder 
der Welt. Von Seiten der tansanischen 
Regierung  wird  zwar  von  schweren 
Kriegsverbrechen  gesprochen,  der 
Begriff  Genozid  wird  jedoch  vermie-
den.

Fazit: Aert van Riel hat ein Buch ge-
schrieben,  das  in  den  aktuellen  Dis-
kursen  über  Völkermord  und  deut-
sche  Vergangenheitsbewältigung un-
verzichtbar ist. Schließlich besteht un-
sere Erinnerungskultur in einem sehr 
selektiven Blick auf die deutschen Ver-
brechen im 20. Jahrhundert.

Wir brauchen diese Aufarbeitung in 
Deutschland  auch,  um  afrikanische 
Sichtweisen auf die ehemaligen Kolo-
nialmächte zu verstehen. Die Zukunft 
Deutschlands  in  einer  multipolaren 
Welt  hängt  also  auch  vom  Umgang 
mit der eigenen Geschichte ab.

Karl-Heinz Peil
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Dokumentation - Redetext

Frieden und gemeinsame Sicherheit auch mit Russland
Manuskript der Rede von Gabriele Krone-Schmalz beim 30. bundesweiten Friedensratschlag in Kassel

Es  ist  schon  abenteuerlich  wie  viele 
Selbstverständlichkeiten  mittlerweile  in 
Frage  gestellt  werden.  Dazu  gehört 
eben auch, dass es Frieden und Sicher-
heit  auf  dem  europäischen  Kontinent 
nur mit Russland geben kann und nicht 
ohne, und gegen Russland – so wie jetzt 
praktiziert – schon gar nicht. ...

Ich  mache  keinen  Hehl  aus  meiner 
Fassungslosigkeit angesichts der kriegs-
treiberischen Politik  und der gleichlau-
tenden  medialen  Begleitung  und  ich 
hätte nie für möglich gehalten, dass es 
so weit kommt.

Die  Ikonen  der  Entspannungs-  und 
Friedenspolitik von SPD und Grünen, die 
nicht mehr unter uns weilen, werden in 
ihren Gräbern rotieren angesichts des-
sen, was aus den Grundlagen geworden 
ist, die sie mit Vernunft und Geduld ge-
schaffen  haben.  In  dem  Zusammen-
hang kann ich auch gar nicht anders als 
den Namen Michail Gorbatschow zu er-
wähnen. Er hat nun wirklich alles riski-
ert,  ohne Rücksicht auf sich und seine 
Familie,  um aus der Ost-West-Konfron-
tation herauszukommen und das Kalte 
Kriegs Denken zu überwinden.  Gerade 
wir  Deutschen müssten uns jeden Tag 
dreimal  bei  ihm  entschuldigen  dafür, 
wie wir mit den Ergebnissen seiner Ar-
beit umgegangen sind und weiter um-
gehen.

Aufklären, entlarven, 
nicht resignieren

Aber es nützt nichts sich zu echauffie-
ren.  Wer  das  Schlimmste  verhindern 
will, muss argumentieren, muss aufklä-
ren, muss Lügen entlarven, und darf vor 
allen Dingen nicht resignieren oder sich 
vom Gegenwind umpusten lassen.

Und  –  so 
schwer  es  auch 
fallen  mag  – 
muss  nach  wie 
vor  den  Dialog, 
die  Debatte  an-
bieten und nicht 
selbst zur Polari-
sierung  beitra-
gen.

Wenn  man 
sich  Gedanken 
darüber  macht, 

welche Politik gegenüber Russland die 
richtige ist,  dann gilt  es eine Grund-
satzfrage zu klären. Nämlich:

Ist Russland auf einem expansionis-
tischen Kurs, bei dem die Ukraine nur 
den Anfang darstellt? Oder ging und 
geht es Russland um eine funktionie-
rende Sicherheitsarchitektur? Darüber 
kann und muss man streiten. Aber für 
diesen seriösen Streit  gibt  es  keinen 
Raum.

Im Gegenteil: die gängige Lesart ist 
klar.  Putin  war  schon  immer  ein 
Monster  und jetzt  zeigt  er  sich auch 
so.  Und  die  sogenannten  Entspan-
nungspolitiker  früherer  Jahre  tragen 
eine Mitschuld an diesem Krieg, weil 
Putin nur klare Kante versteht.

Man könnte es natürlich auch um-
drehen:  hätten  sich  die  Entspan-
nungspolitiker  mit  ihrer  Politik  wirk-
lich durchsetzen können,  dann hätte 
es  diesen  Krieg  nie  gegeben.  Stich-
wort:  NATO-Osterweiterung,  Geltung 
von Abrüstungsverträgen.

Politische Analyse nicht durch 
Moral ersetzen

Um über diese Dinge substanziell zu 
diskutieren,  ist  es  nötig,  belastbare 
Grundlagen zu liefern, sowohl in den 
Medien als auch in der Wissenschaft. 
Es ist nötig, auch wenn es schwerfällt, 
politische  Analyse  nicht  durch  Moral 
ersetzen zu wollen.  Es  ist  nötig  Wis-
senschaft und Aktionismus auseinan-
derzuhalten  und  denjenigen  Einhalt 
zu gebieten, die ihre persönlichen An-
sichten mit dem Gütesiegel von Wis-
senschaftlichkeit versehen, obwohl sie 
in dieser Angelegenheit nie geforscht 
haben.

Es ist nötig, die Räume zu schaffen, 

in denen um die besten und die prak-
tikabelsten  Lösungen gestritten  wer-
den kann – das ist durchaus nicht im-
mer identisch, leider.

Aber  dazu ist  es  nötig,  wieder  mit 
dem Begriff Respekt zu operieren. Sei-
nem Gegenüber bis zum Ende des Ge-
dankens zuzuhören, selbst wenn man 
sich  nicht  leiden  kann.  Mit  Engage-
ment  überzeugen  zu  wollen,  aber 
eben auch die innere Bereitschaft und 
die Größe zu haben, sich selbst über-
zeugen zu lassen.

Margot  Friedländer,  die  fast  schon 
legendäre  Überlebende  des  Holo-
caust,  mittlerweile  102  Jahre  alt,  hat 
mal  gesagt:  „Du  kannst  nicht  jeden 
Menschen lieben, aber Du kannst je-
den  Menschen  respektieren.“  Und 
wenn die das sagt, dann hat es eine 
ganz  besondere  Wucht  und  Bedeu-
tung.

Respektvoller Blick auf die 
russische Perspektive

Dann werfen wir doch mal einen re-
spektvollen  Blick  auf  die  russische 
Perspektive  zum  Thema  Sicherheit 
und Frieden, ohne von vorneherein al-
les als Propaganda abzuqualifizieren. 
–  Propaganda  können  alle,  das  ist 
keine Spezialität Moskaus.

Da ist es zunächst mal hilfreich die 
beiden großen Kontrahenten des Kal-
ten Krieges – die USA und die Sowjet-
union bzw. Russland – geografisch zu 
vergleichen.  Die  USA haben westlich 
und östlich von sich Ozeane vor der 
Tür, keine feindlich gesinnten Länder. 
Im  Norden  befindet  sich  Kanada, 
selbst  NATO-Mitglied  und  im  Süden 
Mexiko,  von  dem  aus  nun  wirklich 
keine militärische Gefahr zu erwarten 
ist.

Bei Russland sieht die Sache anders 
aus. Russlands Landesgrenzen – also 
jetzt  wirklich  Landgrenzen,  nicht  die 
Küsten  –  erstrecken  sich  über  ca. 
20.000 km.

Ohne  das  jetzt  hier  im  Einzelnen 
aufzuzählen:  Russland ist  eingekreist 
von  NATO-Ländern  und  NATO-Stütz-
punkten, vor allem Richtung Westen.

Die USA unterhalten zahlreiche Mili-
tärbasen in Europa. In Polen und Ru-
mänien  wurden  Raketenabwehrsys-
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teme installiert, die sich technisch rela-
tiv  leicht  in  Angriffssysteme  umrüsten 
lassen.

Nebenbei: Russland hat nur 11 Stütz-
punkte außerhalb des eigenen Landes, 
davon  sind  9  in  unmittelbarer  Nähe 
Russlands;  die  USA  unterhalten  knapp 
800 Stützpunkte in etwa 70 Ländern die-
ser Welt.

Ist  es  da wirklich so schwer  nachzu-
vollziehen, dass Russland ein Interesse 
an  einer  verlässlichen  Sicherheitsarchi-
tektur hat? Wie kann man ernsthaft an-
nehmen, dass sich Russland von der im-
mer  weiter  heranrückenden  NATO  in-
klusive ihrer Infrastruktur nicht bedroht 
fühlen könnte, schon gar, wenn es auch 
Länder wie Georgien oder die  Ukraine 
betrifft?

Eine  kluge  Sicherheitspolitik  müsste 
diese Lage doch einkalkulieren. Das ist 
aber  nicht  einmal  im  Ansatz  auf  ir-
gendeiner Agenda zu finden.

Bei nahezu allen Konflikten: 
mehr als zwei Kontrahenten

Fakt ist, dass bei nahezu allen Konflik-
ten und Kriegen auf unserem Planeten 
mehr als zwei Kontrahenten die Finger 
im Spiel haben. Auf der Suche nach Zu-
sammenhängen  –  die  man  kennen 
muss,  um zu tragfähigen Lösungen zu 
kommen – empfiehlt es sich, die jeweili-
gen Interessen herauszufinden und zu 
benennen.

Das ist meist um ein Vielfaches kom-
plizierter  als  es  auf  den  ersten  Blick 
scheint,  denn  es  gibt  eben  nicht  die 
Amerikaner oder die Europäer (die noch 
viel weniger).

In  den  USA zeigt  sich,  dass  sich  die 
Kräfte, die das „leidige Thema Ukraine“ 
abhaken  möchten,  verstärkt  zu  Wort 
melden.  Wobei  die  Hardliner  eher  bei 
Blinken  im  Außenministerium  sitzen, 
also  bei  den  Zivilisten,  und  die  mehr 
Verhandlungsbereiten ausgerechnet im 
Verteidigungsministerium.

Uns  in  Europa  sollte  jedenfalls  klar 
sein, dass es den Blickwinkel verändert, 
wenn sich zwischen dem eigenen Land 
und dem Kriegsgebiet ein breiter Ozean 
befindet.

Und – dass sich die außenpolitischen 
Entscheidungen der immer noch stärks-
ten Macht der Welt durchaus an deren 
innenpolitischen  Überlegungen  orien-
tieren, schon gar in Vor-Wahl-Zeiten wie 
jetzt.

Und  die  Ukraine  wäre  nicht  das 
erste  Land,  aus  dem  sich  die  USA 
überhastet zurückziehen.

Das Interesse des sog. militär-indus-
triellen Komplexes ist klar. An bessere 
Zeiten kann man sich kaum erinnern. 
Ein  lang  andauernder  Abnutzungs-
krieg ist ein gutes Geschäft mit dem 
erfreulichen Nebenaspekt, dass Russ-
land  geschwächt  wird.  Waffenstill-
stand  oder  gar  Friedensverhandlun-
gen  stehen  da  eher  nicht  an  erster 
Stelle.

EU hat außenpolitisch versagt
Das  Problem  in  Europa  besteht 

darin,  dass es trotz  aller  beschwore-
nen  Gemeinsamkeit  keine  geschlos-
sene  europäische  Außenpolitik  gibt, 
schon gar nicht gegenüber Russland. 
Aus  meiner  Sicht  war  es  ein  großer 
Fehler,  dass  man  in  der  EU  immer 
mehr denjenigen Ländern das Sagen 
in  der  europäischen  Außenpolitik 
überlassen hat, die noch offene Rech-
nungen mit Moskau haben. 

Für Länder wie Polen oder die balti-
schen  Staaten  funktioniert  Moskau 
nach wie vor als Synonym für Sowjet-
union und schlimme Erinnerungen an 
sowjetische Zeiten. Das ist menschlich 
verständlich,  aber  so  macht  man 
keine zukunftsorientierte Friedenspo-
litik. Das hätte der EU vielleicht früher 
auffallen sollen.

Jedenfalls ist es in der EU nicht ge-
lungen, den historisch verständlichen 
Ängsten  Polens,  Estlands,  Lettlands 
und Litauens und den historisch ver-
ständlichen  Ängsten  Russlands  –  da 
hilft ein Blick in die Geschichte und ein 
Blick  auf  die  Landkarte,  um  deren 
Ängste zu verstehen – es ist in der EU 
nicht  gelungen,  diesen  jeweils  ver-
ständlichen  Ängsten  mit  einer  kon-
struktiven Politik zu begegnen, die In-
teressenausgleich und Friedenssiche-
rung als Ziel hat.

Wir haben uns durch die Aufnahme 
osteuropäischer  Länder  in  die  EU  – 
grundsätzlich eine super Idee – deren 
Probleme  mit  Russland  ins  Bündnis 
geholt. In der NATO haben wir im Üb-
rigen  genau  das  gleiche.  Es  ist  ein 
Jammer,  dass  sich  die  EU  ihr  ur-
sprünglich recht gutes Verhältnis mit 
Russland dadurch nachhaltig  ruiniert 
hat.

Schnelles Kriegsende wäre 
sowohl für Ukraine als auch 
für Russland von Interesse

Weiter mit den Interessen.
Sowohl  in  der  Ukraine  als  auch in 

Russland  müsste  das  Interesse  ei-
gentlich sein, diesen Krieg so schnell 
wie  möglich  zu  beenden.  Jeden  Tag 
sterben sehr viele Menschen, wie viele 
genau, erfahren wir gar nicht.

Sowas  wie  Kriegsmüdigkeit  –  ein 
perverser  Begriff,  wie  ich  finde  –  ist 
schon eine  ganze  Weile  auch  in  der 
Ukraine ein Thema. Die Berichterstat-
tung darüber musste man allerdings 
mit der Lupe suchen. Das scheint sich 
jetzt ein wenig zu ändern, wobei man 
in den sogenannten Leitmedien spürt, 
wie  wenig  man  das  wahrhaben  will. 
Aber  die  Heroisierung  des  ukraini-
schen Präsidenten bricht  langsam in 
sich zusammen.

Die Frage bleibt, wo ist der Ausweg 
aus dieser verfahrenen Situation?

Der chinesische Friedensplan – 
Kein Thema?

Insofern wäre so ein Friedensplan, 
wie die Chinesen ihn vorgelegt haben, 
gar  nicht  so  falsch,  denn  China  be-
zieht sich darin nicht nur auf UN-Re-
solutionen,  in  denen  es  heißt,  dass 
Verhandlungen  so  schnell  wie  mög-
lich  aufgenommen  werden  sollen, 
sondern  China  spricht  von  „resume 
talks“,  also Gespräche wiederaufneh-
men, und zwar an dem Punkt, an dem 
man Anfang April 2022 aufgehört hat, 
weil Boris Johnson, der damalige briti-
sche Premier, meinte, das sei nicht im 
Interesse  der  westlichen  Staatenge-
meinschaft.  Da liegt  ja  was auf  dem 
Tisch, wo man anknüpfen kann, ohne 
sich mit  den jetzt  von beiden Seiten 
vorgetragenen  Maximalforderungen 
herumschlagen zu müssen.

Aber wird darüber medial oder poli-
tisch ernsthaft debattiert? Nein. Denn 
was kann aus China schon Vernünfti-
ges kommen?

Das ist ja auch so ein Ding: es sind 
nicht die Europäer, die sich in Moskau 
und Kiew die Klinke in die Hand geben 
auf  der  Suche  nach  Lösungen,  son-
dern wie gesagt Chinesen oder Brasi-
lianer oder Afrikaner, aber eben keine 
Abordnungen  aus  der  EU.  Ein 
deutsch-französisches  Tandem  wäre 
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ja auch denkbar.
Absolut  unverständlich,  dass  da  nix 

kommt, denn wenn etwas aus dem Ru-
der läuft, dann wird Europa weiter zer-
stört  oder  gegebenenfalls  vernichtet, 
die Regionen der Welt, aus denen Ver-
handlungsdelegationen aktiv sind, eher 
weniger. Das begreife wer will.

Also – Wo lässt sich in dieser hochgra-
dig  komplizierten  Gemengelage  anset-
zen?

Von  ukrainischer  Seite  heißt  es  ja, 
Russland  hat  sich  diverse  Gebiete 
rechtswidrig  angeeignet,  also  muss  es 
sich auch vollständig aus diesen Gebie-
ten zurückziehen, bevor man überhaupt 
an Verhandlungen denken kann. Diese 
Position  wird  auch  von  nicht  wenigen 
westlichen Staaten vertreten, die die Uk-
raine unterstützen.

Das  mag  ja  nach  Gerechtigkeit  klin-
gen, ist aber naiv und unrealistisch. Das 
wissen auch die Entscheidungsträger in 
Washington und in westlichen europäi-
schen Hauptstädten.

Es wird gar nichts anderes übrigblei-
ben,  als  diese  territorialen  Fragen,  so 
gut es geht, auszuklammern. So sehen 
das  auch  diverse  Forschungsinstitute, 
die  dazu  konkrete  Vorschläge  machen 
und zivile Verwaltungen unter internati-
onaler  Kontrolle  ins  Spiel  bringen.  Es 
gibt auch einen sehr detaillierten Plan, 
den Harald Kujat,  Horst Teltschik, Hajo 
Funke  und Peter  Brandt  ausgearbeitet 
haben.  Jeder  ein  Profi  auf  seinem Ge-
biet. Aber meines Wissens ist diese Ab-
handlung  nur  in  der  Berliner  Zeitung 
aufgetaucht,  nachdem  sie  in  der 
Schweiz  erstmals  veröffentlicht  wurde. 
In Deutschland wird so etwas eher als 
Vaterlandsverrat aufgefasst und im bes-
ten Falle ignoriert.

Territoriale Fragen und 
historische Vorbilder

Dabei gibt es historische Vorbilder, an 
denen  man  sich  grob  orientieren 
könnte.

Nach dem Ersten Weltkrieg wollte sich 
Frankreich  das  Saarland  einverleiben, 
aber  im  Versailler  Vertrag  wurde  es 
1919  zum  Mandatsgebiet  des  Völker-
bundes  erklärt,  der  Vorläuferorganisa-
tion  der  UNO.  Der  Völkerbund  stellte 
das  Saarland  1920  unter  französische 
Verwaltung. Völkerrechtlich blieb es al-
lerdings  Teil  des  Deutschen  Reiches. 
Nach  15  Jahren,  also  1935,  fand  eine 

Volksabstimmung statt, in der sich 90 
Prozent gegen eine Angliederung an 
Frankreich und für eine Rückkehr ins 
Deutsche Reich entschlossen.

Was wäre denn, wenn die Krim und 
die  anderen  von  Russland  bean-
spruchten  Gebiete  zum  Mandatsge-
biet der UN erklärt würden, sie völker-
rechtlich  bei  der  Ukraine  blieben, 
Russland aber mit der Verwaltung be-
traut  wäre?  Auf  diese  Weise  würde 
sich am Status quo zunächst nicht viel 
ändern, er bekäme aber einen rechtli-
chen Unterbau. Nach einer Frist, über 
die  man  sich  verständigen  müsste, 
könnte  die  UN  einen  Volksentscheid 
durchführen, in dem sich die Bevölke-
rung  für  die  Ukraine,  für  Russland 
oder eine vollkommene Unabhängig-
keit  aussprechen  könnte.  Dieser 
Volksentscheid wäre international an-
erkannt  und  würde  respektiert  wer-
den müssen.

Hass überwinden durch Willen 
für Versöhnung

Das oder etwas Vergleichbares kann 
natürlich nur funktionieren, wenn der 
politische  Wille  da  ist,  der  politische 
Wille  aus  diesem Teufelskreis  auszu-
brechen und sich von den Kategorien 
des Hasses und der Vergeltung zu be-
freien.

In anderen Ländern gab es diesen 
politischen  Willen  offenbar.  Nehmen 
Sie  Südafrika.  Nach  Jahrzehnten  der 
Apartheidpolitik  mit  unvorstellbaren 
Grausamkeiten  hat  dieses  Land  mit 
Hilfe  einer  Versöhnungskommission 
einen  Neuanfang  geschafft.  In  Spa-
nien war es ein „Pakt des Vergessens“, 
um nach den Verbrechen der Franco 
Diktatur neu anfangen zu können. Es 
gibt  noch  mehr  solcher  Beispiele. 
Aber man muss es wollen.

Ukraine zwischen Durchhalte-
parolen und Realismus

Wenn man jetzt einen intensiveren 
Blick auf die Ukraine wirft, dann spie-
len folgende Punkte eine Rolle:

Als Erstes fällt auf, dass es zwischen 
dem  ukrainischen  Präsidenten  und 
seiner  Militärführung  schon  länger 
Differenzen  gibt.  Während  Selenskyj 
Durchhalteparolen verbreitet,  scheint 
sich in der militärischen Führung im-
mer mehr die Erkenntnis durchzuset-
zen,  dass die  Ukraine –  ob mit  oder 

ohne  westliche  Unterstützung  –  die-
sen Krieg  nicht  gewinnen kann.  Das 
ist das eine.

Wenn  man  sich  das  Sicherheitsbe-
dürfnis  der  Ukraine  anschaut,  dann 
kann man ja durchaus die Frage stel-
len, ob das zwingend mit einer NATO-
Mitgliedschaft  verbunden  sein  muss 
oder ob es da nicht auch andere Mög-
lichkeiten gibt, die sowohl dem Sicher-
heitsbedürfnis der Ukraine Rechnung 
tragen als  auch den Bedenken Mos-
kaus,  ein mehr oder weniger feindli-
ches  Militärbündnis  unmittelbar  vor 
der  Haustür  zu  haben.  Sowas  ist  ja 
lösbar, wenn man aufhört, moralisch 
aufgeladene und an Ideologien orien-
tierte Politik zu betreiben.

Was unbedingt ins Blickfeld gehört, 
ist die Tatsache, dass die Ukraine auf-
grund ihrer Geschichte und ihrer geo-
grafischen Lage ein Identitätsproblem 
hat, das man ansprechen muss, um es 
lösen  zu  können.  Der  innerukraini-
sche Streit über ukrainische Identität 
ist  etwa 150 Jahre alt  und bis  heute 
nicht  beigelegt.  Die Ukraine,  wie wir 
sie  heute  kennen,  gibt  es  seit  1991, 
also etwa 32 Jahre. Mit anderen Wor-
ten: der Ukraine fehlt  eine staatliche 
Kontinuität. Das muss sich nicht nega-
tiv auswirken, wenn den unterschied-
lichen Identitäten politisch Rechnung 
getragen wird.  Das war und ist  aber 
nicht der Fall.  Gebiete im Osten und 
Süden des Landes sind von Kiew sys-
tematisch vernachlässigt worden und 
man hat mehrfach versucht, alles Rus-
sischsprachige beiseite zu drängen.

Ich  will  nicht  zu  sehr  spekulieren, 
aber  ich  könnte  mir  gut  vorstellen, 
dass  das,  was wir  jetzt  haben,  hätte 
verhindert werden können, wenn die 
Ukraine mit Blick auf die Innenpolitik 
eine  Föderalisierung  betrieben  hätte 
und  mit  Blick  auf  die  Außenpolitik 
eine Orientierung in beide Richtungen 
–  nach  Westen  und  nach  Russland. 
Russland hat  sich  nie  daran gestört, 
wenn  die  Ukraine  ihre  Fühler  nach 
Westen ausgestreckt hat, solange das 
nicht  bedeutete,  gleichzeitig  sämtli-
che Kontakte Richtung Russland abzu-
brechen.

So  oder  so  Schnee  von  gestern, 
aber  trotzdem  nicht  unerheblich, 
denn das sind die Dinge, die für eine 
tragfähige Lösung in der Zukunft eine 
Rolle  spielen  werden.  Das  lässt  sich 
nicht dadurch aushebeln, dass politi-
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sche  Kräfte  sowohl  in  der  Ukraine  als 
auch in der westlichen Staatengemein-
schaft  mantraartig  wiederholen,  wie 
sehr  sich  das  Land  doch  nach  Einbin-
dung in den Westen sehnt.

Kurzer Rückblick auf 2014
Vielleicht an der Stelle ein kurzer Rü-

ckgriff auf das EU-Assoziierungsabkom-
men von 2014. Es war ein großer Fehler, 
Russland  nicht  mit  in  die  Verhandlun-
gen einzubeziehen. Diejenigen, die von 
Anfang an geraten haben, Brüssel, Kiew 
und Moskau sollten gemeinsam erarbei-
ten, wie man das zum Vorteil aller Betei-
ligten gestaltet, haben sich leider nicht 
durchsetzen können.

Ökonomisch war es für die Ukraine je-
denfalls  ein  Wahnsinn,  die  Verbindun-
gen zu Russland zu kappen. Es ging im-
merhin um zwei Drittel aller Exporte. Ni-
kolai  Petro,  US-amerikanischer  Politik-
wissenschaftler  und  Professor  an  der 
University  of  Rhode Island spricht  von 
„Selbstmordökonomie“  und  führt  das 
auch im Einzelnen auf.  Er hat ein sehr 
lesenswertes Buch unter dem Titel „The 
Tragedy  of  Ukraine“  geschrieben.  (Die 
Tragödie der Ukraine)

Ideologie statt sachorientierte 
Politik

Jedenfalls  habe die  Kombination von 
Marktöffnung  Richtung  Westen  und 
Trennung  von  Russland  der  Ukraine 
nicht gutgetan, so Petro, weder finanzi-
ell  noch  wirtschaftlich  noch  demogra-
phisch.  Aber  es  war  aus  rein  ideologi-
schen Gründen angesagt, sich um jeden 
Preis von Russland abzuwenden.

Aus  meiner  Sicht  ist  es  immer  und 
überall ein Fehler, ideologische statt sa-
chorientierter  Politik  zu betreiben.  Das 
ist  leider  kein  Alleinstellungsmerkmal 
der Ukraine.

Militärische Stärke und Entspannung – 
das  muss  durchaus  kein  Widerspruch 
sein, aber dazu gehört eine Politik, die 
Verhandlungen  und  Diplomatie  höher 
bewertet  als  Waffenlieferungen.  Und 
davon scheint im Moment keine Rede zu 
sein.

Deutschland auf dem Weg zur 
direkten Kriegsteilnahme?

Wie groß das Risiko ist, dass „unsere“ 
Politik  mittlerweile  eingeht,  und  zwar 
ohne  sich  dafür  sachlich  zu  rechtferti-
gen, zeigt folgender Punkt. Bundeskanz-

ler Scholz betont ja immer mal wieder, 
man  wolle  trotz  der  Unterstützung 
der Ukraine und trotz der Waffenliefe-
rungen nicht zur Kriegspartei werden. 
Das ist ja durchaus von existenzieller 
Bedeutung für uns alle. Und deshalb 
ist es so wichtig zu wissen, wo genau 
da  die  Grenzlinie  verläuft,  die  man 
möglichst nicht überschreiten sollte.

Dazu  gibt  es  eine  erhellende  Aus-
kunft des wissenschaftlichen Dienstes 
des Deutschen Bundestages. Auf eine 
entsprechende  Anfrage  war  die  Ant-
wort – und zwar bereits am 16. März 
2022 – also schon vor gut anderthalb 
Jahren: nicht mit den Waffenlieferun-
gen, aber mit der Ausbildung von Sol-
daten  verlasse  man den gesicherten 
Bereich  der  Nicht-Kriegsteilnahme. 
D.h. wir befinden uns bereits seit ge-
raumer Zeit  außerhalb des  gesicher-
ten Bereichs. Die Bundeswehr hat so-
gar  eine  Führungsrolle  innerhalb  ei-
nes EU-Ausbildungsprogramms über-
nommen.

Im vergangenen Monat hat der da-
für  zuständige  Bundeswehr  General-
major  Christian  Freuding  nicht  ohne 
Stolz  verkündet,  dass  seit  Kriegsbe-
ginn 8.000 ukrainische Soldaten eine 
Ausbildung  bei  der  Bundeswehr 
durchlaufen haben.

Es  hängt  also  nicht  mehr  von  uns 
ab,  ob  wir  Kriegspartei  sind  oder 
nicht, sondern von der Wahrnehmung 
in Moskau.

Keine öffentliche Debatte: 
Sind wir bereits Kriegspartei?

Müsste  über  derlei  –  im  wahrsten 
Sinne des Wortes –  existenzielle Fra-
gen nicht offen und öffentlich debat-
tiert  werden?  Wie  weit  gehen  wir 
denn  in  der  Unterstützung  der  Uk-
raine, wenn wir damit den eigenen In-
teressen  schaden,  nicht  nur  wirt-
schaftlich, sondern mit Blick auf Krieg 
und Frieden?  Was  ist  denn mit  dem 
Eid,  den Bundeskanzler und Minister 
bei  Amtsantritt  feierlich  ablegen, 
Schaden  vom  deutschen  Volk  abzu-
wenden? Was ist denn mit dem Frie-
densgebot im Grundgesetz?

Diese Debatten finden in der soge-
nannten  Mitte  der  Gesellschaft  eher 
nicht statt. Ich halte das nicht nur für 
einen  Fehler,  sondern  für  systemge-
fährdend, denn es führt zur Aushöh-
lung  demokratischen  Denkens  und 

das  sollten  wir  uns  in  Deutschland 
nach unserer Vorgeschichte nicht leis-
ten.

Unsere Demokratie wird auch nicht 
in der Ukraine verteidigt, genauso we-
nig wie damals  am Hindukusch.  Das 
ist  nur  eine  besonders  hinterhältige 
Form Kriegseinsätze  zu rechtfertigen 
und  moralischen  Druck  aufzubauen. 
Der Kampf um unsere Demokratie fin-
det nicht im Ausland statt, sondern in-
nerhalb unserer Landesgrenzen. Und 
da ist weiß Gott genug zu tun.

Ich habe den Eindruck, dass sich die 
Mehrheit  in  unserer  Gesellschaft  – 
schon gar die schweigende – weniger 
Kriegsrhetorik  und  mehr  diplomati-
sche Ansätze wünscht; dass sie nichts 
von diesen Ausschluss- und Verweige-
rungspraktiken hält, nach dem Motto: 
man  kann  erst  reden,  wenn  diese 
oder  jene  Vorbedingung  erfüllt  ist. 
Menschen haben in der Regel ein fei-
nes  Gespür  für  Symbolpolitik  und 
wünschen sich eher konstruktive Akti-
vitäten als Verweigerung. Das ist  zu-
mindest mein Eindruck.

Ziel der USA: Zusammenarbeit 
mit Russland verhindern

Den  folgenden  Gedanken  möchte 
ich  zum Thema Interessen nicht  un-
terschlagen.

Seit ca. 100 Jahren ist es das erklärte 
politische Ziel der USA, eine enge Zu-
sammenarbeit  auf  dem  eurasischen 
Kontinent zu verhindern. Das ist keine 
Verschwörungstheorie,  sondern  in 
offiziellen Papieren nachzulesen.  Aus 
Sicht der USA ist das ein legitimes Ziel, 
das sie – professionell wie meistens – 
nun auch erreicht haben.

Der Krieg ist ein gigantisches Wirt-
schaftsförderprogramm.  Nebenbei: 
im  Gegensatz  zu  Deutschland  und 
meines  Wissens  auch  den  anderen 
Ländern der EU verschenken die USA 
ihre Waffen nicht, sondern leasen sie 
und für einen Teil übernimmt die EU 
die  Kosten.  Und  –  die  USA  werden 
endlich in Mengen ihr teures und um-
weltschädliches Fracking-Gas los.

Was sind die europäischen 
Interessen?

Es wird Zeit europäische Interessen 
zu  definieren  –  schwer  genug,  aber 
für  Europa  lebensnotwendig,  denn 
um uns herum bilden sich neue Allian-
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zen  von  Ländern,  die  die  europäisch-
amerikanische  Bevormundung  sattha-
ben und eigenes Selbstbewusstsein ent-
wickeln.  Nur  jemand mit  eurozentristi-
schem  Blick  und  einer  gewissen  Arro-
ganz kann behaupten Russland sei iso-
liert.  Der Kollege Gabor Steingart geht 
noch einen Schritt weiter. Er hat gesagt: 
Russland ist nach dem Überfall auf die 
Ukraine nicht der Paria der internationa-
len  Gemeinschaft  geworden,  sondern 
das neue anti-westliche Rollenmodell.

Jetzt  werden  Weichen  gestellt,  mit 
weitreichenden Konsequenzen. In einer 
Demokratie, die diesen Namen verdient, 
muss  darüber  offen  und  angstfrei  de-
battiert werden.

Dazu  passt  eine  Aussage  von  Alfred 
de  Zayas,  US-amerikanischer  Völker-
rechtler und ehemaliger UN-Beamter im 
Menschenrechtsrat  und  da  zuständig 
gewesen  für  „die  Förderung  einer  de-
mokratischen und gerechten internatio-
nalen Ordnung“. Er hat gesagt: 

„Sowohl Amerikaner wie auch Europäer  
haben kein Recht, das Überleben des Pla-
neten  wegen  einer  innereuropäischen  
Querele  aufs  Spiel  zu  setzen.  Für  den  
durchschnittlichen Afrikaner, Asiaten oder  
Lateinamerikaner ist es völlig unerheblich,  
ob die Krim zu Russland oder zur Ukraine  
gehört.  Darüber  dürfe  sich  niemals  ein  
Atomkrieg entfachen.“

Blickwinkel auf globale Prozesse 
und Sichtweisen notwendig

Zur  Blickwinkelerweiterung  gehört 
eben auch, sich klarzumachen, wie viele 
Millionen  und  Milliarden  Menschen  in 
anderen Teilen der Welt sitzen mit völlig 
anderen Interessen, und nicht so zu tun, 
als hätten „Wir“ – was immer das genau 
ist  –  die  Deutungshoheit  über  globale 
Prozesse.

Ich würde mir wünschen, dass junge 
Menschen,  die  mit  ihrem  Engagement 
im Kampf gegen den Klimawandel Ge-
sellschaften  weltweit  aufgerüttelt  ha-
ben, das Thema Frieden entdecken und 
sich dafür mit der gleichen Kraft einset-
zen. Über die Meinungen, wie man das 
dann am besten macht, darf und muss 
gestritten werden.

Mündige Bürger sind in einer Demo-
kratie systemrelevant – eigentlich auch 
so  eine  abhanden gekommene Selbst-
verständlichkeit,  sonst  hätte  Deutsch-
land die Bildung nicht  so sträflich ver-
nachlässigt.  –  Ein  mündiger  Bürger 

muss  in  der  Lage sein,  Entscheidun-
gen zu treffen, die Konsequenzen sei-
ner Entscheidung zu überblicken und 
die  Verantwortung  dafür  zu  tragen. 
Wenn das nicht der Fall ist, dann taugt 
die Demokratie nicht viel.

Die Voraussetzung dafür,  fundierte 
Entscheidungen zu treffen, ist: so um-
fassend  wie  möglich  informiert  zu 
sein,  über Hintergründe Bescheid zu 
wissen,  Zusammenhänge  zu  erken-
nen.  Das  ist  anstrengend  und  müh-
sam.  Niemand  hat  behauptet,  dass 
Demokratie  eine  bequeme  Angele-
genheit ist.

Inhaltliche  Auseinandersetzungen 
mit  faktenbasierten  Meinungen, 
streitbare  respektvolle  Debatten  um 
die besten Lösungen – darum geht es. 
Um nicht  mehr,  aber  auch um nicht 
weniger.

Eskalation durch Lieferung 
neuer Waffensysteme

Tja,  und  nun?  Immer  modernere 
und  schlagkräftigere  Waffensysteme 
sind  im  Gespräch  beziehungsweise 
werden geliefert  oder  zumindest  zu-
gesagt. Auffällig ist dabei die Zurück-
haltung der USA (damit meine ich jetzt 
nicht  die  Blockade der Republikaner, 
bereits  beschlossene Mittel  nicht  zur 
Verfügung zu stellen) sondern die Tat-
sache,  dass  sich  die  USA  trotz  um-
fangreicher  Lieferungen  –  bisher  je-
denfalls  –  gewisse  Grenzen  gesetzt 
haben. 

Dazu gehört die Überlegung, keine 
Waffensysteme zur Verfügung zu stel-
len, die in der Lage sind, weit ins rus-
sische Kernland vorzudringen.

Im Gegensatz zu europäischen Län-
dern sind die USA nämlich nicht davon 
überzeugt,  dass  sich  die  Ukraine  an 
ihre offiziellen Zusagen hält,  nur das 
eigene Land zu verteidigen und russi-
sches  Territorium  nicht  einzubezie-
hen. Deshalb haben die USA z.B. be-
stimmte  Raketenwerfer  nur  mit  Pro-
jektilen geliefert,  die  eine Reichweite 
von 85 statt 150 km haben.

General  a.D.  Harald  Kujat,  den  ich 
eben  schon  erwähnt  habe,  der  ehe-
malige Vorsitzende des NATO- Militär-
ausschusses –  immerhin die  höchste 
militärische Autorität der NATO – hat 
sich zu dieser amerikanischen Zurück-
haltung  in  einem  Artikel  neulich  fol-
gendermaßen geäußert: 

„Die  USA  überlassen  es  den  Europä-
ern, amerikanische F-16 zu liefern. Dass  
die Ukraine entgegen ihrer Zusicherung  
kürzlich Streumunition bei einem Angriff  
auf das Stadtgebiet von Donezk gegen  
zivile Ziele eingesetzt hat,  bestätigt die  
amerikanische Zurückhaltung.“

Währenddessen  wird  in  Deutsch-
land  geprüft,  ob  man  das  hochleis-
tungsfähige  Taurus  System,  diesen 
Luft-Boden-Marschflugkörper  mit  ei-
ner Reichweite von bis zu 500 Kilome-
tern an die Ukraine abgibt.

Journalistische Verantwortung 
und freie Meinungsäußerung

Zwei Schlussbemerkungen. Die eine 
hat mit meinem Berufsstand zu tun.

Journalisten  sind  mit  ihrer  Arbeit 
nicht dafür verantwortlich Frieden zu 
erhalten, weder den inneren noch den 
äußeren, aber ihnen sollte schon klar 
sein,  dass  sie  mit  ihrer  Arbeit  dazu 
beitragen können, Frieden zu gefähr-
den, sowohl den inneren als auch den 
äußeren.  –  Vielleicht  muss  man  das 
dem einen oder anderen mal unmiss-
verständlich klar machen, respektvoll 
aber deutlich.

Die zweite Bemerkung. Da werden 
Sie sich vermutlich wundern, dass ich 
Thomas Gottschalk erwähne. Ich gehe 
mal davon aus, dass den auch hier je-
der kennt.

Sie  haben  ja  vielleicht  mitbekom-
men, dass er neulich seine letzte Wet-
ten dass-Sendung moderiert hat. Und 
in seiner Begründung, warum er nicht 
weitermacht, hat Gottschalk unter an-
derem folgendes gesagt, fast neben-
bei:  er  habe bisher zu Hause immer 
genauso  geredet  wie  hier  auf  der 
Bühne,  aber  offenbar  ginge  das  so 
nicht mehr, und diesen Spagat wolle 
er  sich  nicht  zumuten.  Ich  muss  sa-
gen,  ich fand’s  toll,  wie dieser  Publi-
kumsliebling  aus  der  Unterhaltung 
kurz und prägnant die Sache auf den 
Punkt gebracht hat. Was für eine Aus-
sage in unserer freiheitlich demokrati-
schen Gesellschaft.

Also – diejenigen, die sich dafür ein-
setzen,  laufende  Kriege  zu  beenden 
und künftige  zu  verhindern,  müssen 
jetzt  dringend  Mittel  und  Wege  fin-
den, wieder als gestalterische Kraft in 
der Gesellschaft  zu wirken.  Das wird 
ohne junge Menschen nicht gehen.
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Friedensbewegung

30. Bundesweiter Friedensratschlag in Kassel am 9. und 10.12.2023
Auszug aus der Abschlusserklärung des Bundesausschusses  
Friedensratschlag

Der  30.  bundesweite  Friedensrat-
schlag in Kassel fand in einer Zeit statt, 
in der sich die Weltlage immer bedrohli-
cher zuspitzt.  Der Krieg in der Ukraine 
tritt in der Berichterstattung hinter der 
über den Krieg in Gaza zurück, [...]

Die wieder hohe Teilnehmerzahl beim 
Ratschlag war Ausdruck dafür, der Resi-
gnation  nicht  das  Feld  zu  überlassen 
und durch eine inhaltliche, sachkundige 
und  diskursive  Auseinandersetzung 
über die Weltlage die Basis für Änderun-
gen zum Besseren zu entwickeln.

Nach der erfolgreichen bundesweiten 
Friedensdemo in Berlin zwei Wochen zu-
vor, bei der die gesamte Breite der Frie-
densbewegung vertreten  war,  verstän-
digten sich  die  Anwesenden in  Kassel, 
ihre Arbeit in allen Regionen des Landes 
zu  intensivieren  und  neue  Impulse  zu 
setzen,  um  die  Friedensbewegung  zu 
stärken. [...]

Die  Politik  der  Bundesregierung  ist 
gekennzeichnet durch eine umfassende 
Militarisierung,  statt  die  globalen  Kon-
flikte mit friedlichen Mitteln zu lösen. Sie 
bedient  dabei  die  Profitinteressen  der 
Rüstungsindustrie  und  stützt  die  Vor-
machtstellung  der  USA.  Das  zeigt  sich 
gerade  beim Ukraine-  und  Gaza-Krieg. 
Dort  setzt  sie  sich  am  erbarmungs-
losesten für eine Fortsetzung der Kriege 
ein und lehnt ungeachtet der horrenden 
Zahl  von Opfern Waffenstillstände und 
Verhandlungen ab. Damit hat sie sich in-
ternational zunehmend isoliert. [...]

Weil  sich die Friedensbewegung wei-
terhin  widerständig  gibt,  ist  sie  mehr 
denn je heftigen Diffamierungen ausge-

setzt.  War  es  im  letzten 
Jahr noch der Vorwurf als 
„Putinversteher“,  so  wird 
jetzt  der  bereits  in  den 
letzten Jahren immer häu-
figer  erhobene  Vorwurf 
des Antisemitismus gegen 
die  Kritiker  der  israeli-
schen  Besatzungs-,  Sied-
lungs-  und  Kriegspolitik 
hervorgeholt. 

Die  Aushöhlung  demo-
kratischer  Grundrechte 
bis  hin  zu  Demonstra-
tions-  und  Raumverboten  gegen  die 
Friedensbewegung nimmt angesichts 
der  mangelnden  Unterstützung  für 
den  Hochrüstungs-  und  Kriegskurs 
der Regierung deutlich zu.

Neben  der  aktuellen  direkten 
Kriegsgefahr führt der haushaltspoliti-
sche  Kahlschlag  zu  einem  sozialen 
Krieg.  Zwei  Jahre  nach  der  am 
27.2.2022  von  Olaf  Scholz  verkünde-
ten „Zeitenwende“ mit  dem „Sonder-
vermögen“ von 100 Mrd. Euro für die 
Bundeswehr werden die sozialen Fol-
gen spürbar.  [...]

Die  Friedensinitiativen werden ihre 
Aufgabe  im  kommenden  Jahr  ver-
stärkt  darin sehen,  ihre Aufklärungs-
arbeit in die soziale und Umweltbewe-
gung zu  tragen,  um gemeinsam ge-
gen den Sozialabbau und die Militari-
sierung im Lande zu streiten. Das wird 
bei  den  friedenspolitischen  Aktionen 
des nächsten Jahres wie bei  den Os-
termärschen im Vordergrund stehen.

Der  Versuch,  auch  die  EU  zuneh-

mend  „kriegstüchtig“  auszurichten, 
erfordert  ebenfalls  unseren  Protest. 
Durch die internationale Kooperation 
der Friedensbewegung muss eine Al-
ternative  zur  aktuellen  europäischen 
Politik  entwickelt  werden.  Koopera-
tion,  Zusammenarbeit  und  Entmili-
tarisierung in Europa ist  unsere Auf-
gabe. Wir haben die Vision eines gren-
zenlosen friedlichen Europas von Lis-
sabon bis Wladiwostok nicht aufgege-
ben.

Das  erste  Halbjahr  2024  steht  im 
Zeichen  der  Wahlen  zum  EU-Parla-
ment.  Das  erfordert  eine  kritische 
Auseinandersetzung  der  Friedensbe-
wegung mit der NATO-konformen Po-
litik der EU-Kommission, die auch bei 
immer  mehr  EU-Ländern  auf  Wider-
spruch stößt und die bereits vorhan-
dene Spaltung der EU in vielen ande-
ren Fragen eskaliert. Wir werden des-
halb eine enge internationale Zusam-
menarbeit  suchen,  um  den  Protest 
gegen EU und NATO nach Brüssel zu 
tragen. 
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Friedensbewegung:  Aktion - Infomaterial

Grundkonsens Friedensbündnis NRW
Das Friedensbündnis NRW ist als Teil der Friedensbewe-

gung ein breites, offenes und parteiunabhängiges Bündnis, 
das möglichst viele Friedensgruppen und Initiativen, die 
sich als Teil der Friedensbewegung verstehen, zusammen-
führt. 

Wir lehnen eine Politik der Bundesregierung ab, die Krieg 
für einen Normalfall hält, im Äußeren Konflikte eskaliert und 
im Inneren die Gesellschaft militarisiert. 

Wir wehren uns dagegen, dass immer mehr Ressourcen 
in Waffen und Kriegsgerät fließen, statt in die Bildung unse-
rer Kinder, die Verkehrsinfrastruktur, die Erforschung Um-
welt schonender Technologien oder unsere Gesundheits- 
und Pflegeeinrichtungen. 

Atomare Aufrüstung und eskalierende Konflikte zwischen 
Atommächten setzen das Überleben der Menschheit aufs 
Spiel und müssen beendet werden. 

Wir streben eine neue Ära der Entspannung, neue Ver-
träge über Abrüstung und eine europäische Sicherheitsar-
chitektur an. 

Wir wollen der Mehrheit der Bevölkerung eine Stimme ge-
ben, die die kriegstreibende Politik der Bundesregierung 
ablehnt. Es ist dringlicher denn je, als zivilgesellschaftliche 
Opposition auf die Straße zu gehen.

Mit Kundgebungen und Demonstrationen werben wir für 
eine Politik des Friedens mit folgenden konkreten Forderun-
gen:

• Stopp aller Waffenlieferungen in Kriegs- und Krisen-
gebiete! 

• Waffenstillstand sofort! Verhandeln statt schießen! 
• Frieden mit Russland – Schluss mit dem Wirtschafts-

krieg!
• Keine Stationierung von Atomwaffen in Deutschland! 
• Keine Verharmlosung und Relativierung von Völker-

mord und Kriegsverbrechen! Menschenrechte gelten 
universell - Kriegsverbrechen rechtfertigen keine Kriegs-
verbrechen! 

• Abrüsten statt Aufrüsten! 
• Schluss mit der Militarisierung der Gesellschaft! 
• Grundrechte verteidigen! Schluss mit der Aushöh-

lung der Meinungsfreiheit durch Zensur, Bezichtigung, 
Diffamierung und Ausgrenzung! 
Schluss mit den verfassungswidrigen Beschränkungen 
der Versammlungsfreiheit!

Die teilnehmenden Gruppen beschränken sich innerhalb ihrer 
Arbeit für das Friedensbündnis NRW auf diesen Minimalkonsens. 
Rechtsextreme, rassistische oder gewaltverherrlichende 
Ideologien jeder Art lehnen wir ab. 

(Finale Textfassung vom 20.12.2023)
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Termine und Stichtage 2024

17. Februar: Proteste gegen die NATO-
Sicherheitskonferenz in München

24. Februar: Zweiter Jahrestag des 
Kriegsbeginns in der Ukraine
27. Februar: Zweiter Jahrestag der von 
Olaf Scholz verkündeten „Zeitenwende“

Regionale Ostermärsche 2024:
von Karfreitag, den 29. März bis 
Montag, 1. April
Dazu erscheint am 11. März die 
neue Zeitung gegen den Krieg

April 2024
75 Jahre NATO

Frühjahr 2024
Regionale Aktionen gegen NATO-
Großmanöver wie Quadriga 2024

9. Juni
Wahlen zum EU-Parlament

16. bis 23. Juni
Aktionswoche Stopp Air Base Ramstein
mit Friedenscamp und Aktion plus 
Veranstaltung in Kaiserslautern mit Eugen 
Drewermann und Daniele Ganser.

https://zeitung-gegen-den-krieg.de/%22%20%5Ct%20%22_blank

